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Traktandum 1 
 

 
 

54. Mitteilungen 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Ich begrüsse alle Anwesenden ganz herzlich zur 6. Ein-
wohnerratssitzung der Legislatur. Ich gehe wie immer davon aus, dass alle die Unterlagen, 
Protokolle usw. gelesen haben und es deshalb nicht nötig ist, die Protokolle oder Berichte hier 
noch einmal vorzulesen. Zur Traktandenliste gibt es keine Bemerkungen. Es gibt keine weite-
ren Mitteilungen.  
 
Die Präsidentin gibt die Entschuldigungen bekannt.  
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Traktandum 2 
 

 

55. Gesuche um Zusicherung des Gemeindebürgerrechts 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Der Stadtrat unterbreitet dem Einwohnerrat folgende Ge-
suche um Zusicherung des Gemeindebürgerrechts der Stadt Aarau: 
 
 Karakelle, Taner, geb. 1977, und seine Ehefrau Karakelle, Filiz, geb. 1979, mit dem 

Sohn Karakelle, Emre Can, geb. 2007, alle türkische Staatsangehörige 
 Ghafari, Rustam, geb.1995, afghanischer Staatsangehöriger 
 Ghafari, Abdoul Sarif, geb. 1959 und seiner Ehefrau Nasir, Qadria, geb. 1968, mit 

der Tochter Ghafari, Farkhonde, geb. 1997, alle afghanische Staatsangehörige 
 Paulino Peter, Ana Delia, geb. 1973, dominikanische Staatsangehörige 
 
Der Stadtrat empfiehlt, alle Gesuche gutzuheissen. Dieser Antrag stützt sich auf die Empfeh-
lung der Einbürgerungskommission, welche die Gesuche geprüft hat. Die Gesuche konnten 
während der Aktenauflage eingesehen werden. Von der SVP-Fraktion wird das Wort zu die-
sem Geschäft gewünscht. 
 
Simon Burger: Die heutigen Einbürgerungen sind die ersten, welche nach dem neuen Gesetz 
über das Kantons- und Gemeindebürgerrecht durchgeführt werden. Die SVP-Fraktion hat 
deshalb die aufliegenden Akten eingehend studiert und ist zur Überzeugung gelangt, dass die-
se Akten den gesetzlichen Anforderungen nicht genügen. Wo ist das Problem? Die Einbürge-
rung ist im Bundesgesetz über Erwerb und Verlust des Schweizer Bürgerrechts geregelt. Art. 
15a des Gesetzes sieht vor, dass das Verfahren durch die Kantone festgelegt wird. Nach Art. 
15b ist vorgesehen, dass eine Ablehnung der Einbürgerung zu begründen sei. Das ist Ausfluss 
eines Ihnen bekannten Bundesgerichtsentscheids. Dabei hat das Bundesgericht vor ein paar 
Jahren gesagt, dass eine Einbürgerung ein Verwaltungsakt sei und nicht mehr, wovon man 
früher ausging, ein politischer Akt. Das hat die Konsequenz, dass Einbürgerungsentscheide zu 
begründen sind. Das Gesetz sieht vor, dass eine Begründung angegeben werden muss, falls 
das Parlament oder die Gemeindeversammlung eine Einbürgerung ablehnen will. Praktisch 
sieht das Gesetzt das Vorgehen so vor, dass der Stimmbürger oder Parlamentarier konkret 
einen Antrag auf Ablehnung eines Gesuchs stellt und dies auch konkret begründet. Falls die 
Ablehnung angenommen wird, müsste diese Begründung im nachfolgenden Rechtsmittelver-
fahren überprüft werden. Art. 15c des Bundesgesetzes sieht vor, dass die Privatsphäre des 
Einbürgerungswilligen zu schützen sei. Die Stimmbürger erhalten also nicht mehr umfassend 
Akteneinsicht. Es ist eigentlich auch richtig und leuchtet jedem ein, dass wir nicht über jedes 
Detail Einblick erhalten müssen. So ist es z.B. nicht von Relevanz, welcher genaue Lohn ein 
Einbürgerungswilliger erhält. Auf der anderen Seite sieht dieselbe Bestimmung in Abs. 2 vor, 
dass Stimmberechtigte die für die Beurteilung der Einbürgerungsvoraussetzungen erforderli-
chen Angaben müssen einsehen können. Das ist auch folgerichtig, denn sonst haben die 
Stimmberechtigten keine Möglichkeit, sich eine Meinung zu bilden oder darzulegen, weshalb 
jemand nicht eingebürgert werden sollte. Diese Bestimmung ist Ausfluss aus dem Verfas-
sungsgrundsatz der unverfälschten Willensbildung und Stimmabgabe. Auf kantonaler Stufe 
hat man diese Vorgaben im Gesetz über das Kantons- und das Gemeindebürgerrecht umge-
setzt. Dort ist das Verfahren in den §§ 21ff. definiert. Im § 22 ist vorgesehen, dass der Ge-
meinderat, bzw. in unserem Fall der Stadtrat, einen Bericht zuhanden der Stimmberechtigten, 
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das wären also wir vom Einwohnerrat, verfasst. Es ist weiter vorgesehen, dass eine Beurtei-
lung über die Integration abgegeben wird. Da wird auf § 5 des Gesetzes verwiesen. Es muss 
in diesem Bericht dargelegt werden, inwieweit der Kandidat mit hiesigen Lebensverhältnissen 
vertraut ist und ausreichende sprachliche und staatsbürgerliche Kenntnisse hat, die Verfas-
sung, Sicherheit und Ordnung achtet und am Wirtschaftsleben teilnimmt. Die vorliegenden 
Berichte sind unter diesem Gesichtspunkt ungenügend. Wenn man die Akten anschaut, so 
sieht man, dass zwar das Formular des Kantons verwendet worden ist, dieses aber unvollstän-
dig ausgefüllt wurde. Unter einzelnen Prüfpunkten ist vorgesehen, dass man jeweils eine 
Kurzbegründung abgibt. Diese Kurzbegründungen sind in der Regel leer. So steht z.B. beim 
Punkt "Vertrautsein mit hiesigen Lebensverhältnissen" nichts bei den Kurzbegründungen. Es 
wurde bei der Frage "Ist vertraut mit Lebensverhältnissen" einfach "Ja" angekreuzt. Wie man 
darauf kommt, ergibt sich nicht aus diesen Akten. Bei den sprachlichen Kenntnissen heisst es 
einfach, der Kandidat habe 8 von 12 Fragen richtig beantwortet. Was das heisst, steht nicht. 
Es steht nicht, ob das mässige, gute oder sehr gute Deutschkenntnisse sind. Bei der Gesamt-
beurteilung ist einfach auch wieder angekreuzt, es seien ausreichende Sprachkenntnisse vor-
handen. Das Feld "Kurzbegründung" ist wiederum leer. Bei den staatsbürgerlichen Kenntnis-
sen heisst es, 40 von 45 Fragen seien richtig. Was das heisst, geht auch nicht daraus hervor. 
Bei der Gesamtbeurteilung heisst es einfach wieder, es sei ausreichend. Eine Kurzbegründung 
fehlt auch hier. In einem Fall ist immerhin erwähnt, der Gesuchsteller sei sehr gut vorbereitet 
gewesen. Genau solche Informationen wären eigentlich für die stimmberechtigten Kreise, also 
für uns, sehr interessant. Beim Punkt "Beachten der öffentlichen Sicherheit" heisst es einfach 
"Vorprüfung war positiv". Immerhin hat es einen Vermerk, dass im Strafregister nichts einge-
tragen sei. Aber es finden sich keine Angaben über einen polizeilichen Leumundsbericht, der 
meines Erachtens zwingend einzuholen wäre. Nicht alle Straftaten sind im Strafregister ent-
halten, denken wir z.B. an häusliche Gewalt, bei welcher regelmässig der Strafantrag wieder 
zurückgezogen oder um Sistierung nachgesucht wird. Diese Delikte erscheinen gar nie in ei-
nem Strafregister. Oder denken wir an anhaltende Probleme mit jemandem, also an anhalten-
de Renitenz. Dies ist in einem Strafregister nicht aufgeführt, müsste aber in einem Leu-
mundsbericht enthalten sein. Dazu hat es keinerlei Angaben in diesen Unterlagen. Auch beim 
Punkt "Wille zur Teilnahme am Wirtschaftsleben" heisst es einfach "Die Vorprüfung war 
positiv." Es steht aber nicht, wie man dazu kommt und was zu dieser Einschätzung geführt 
hat. In einem Fall heisst es gemäss einem Bericht des RAV's, dass sich der Betreffende nicht 
an Vorgaben gehalten habe. Es wird ein Bericht einer Trinamo AG erwähnt, welcher positiv 
sei und auf welchen man sich jetzt halt abgestützt habe. Aber weshalb man diesem Bericht 
den Vorzug gab und weshalb man den Bericht des RAV's nicht weiter berücksichtigt hat, wird 
gar nicht erwähnt. In einem Fall ist erwähnt, dass es zwei positive Zuschriften aus kirchlichen 
Kreisen gegeben habe. Was aber in diesen Zuschriften steht, wurde auch nicht ausgeführt. Im 
Ergebnis wird dann in allen Berichten festgehalten, dass der Stadtrat der Meinung sei, die 
Integration sei gegeben und den Einbürgerungen könne zugestimmt werden. Auch hier gibt es 
keine Begründung dazu. Es ist klar, dass der Einwohnerrat keine umfassende Akteneinsicht 
mehr hat. Das ist Ausfluss aus dem Schutz der Privatsphäre, wie ich einleitend gesagt habe. 
Wir müssen nicht über jedes Detail dieser Kandidaten informiert sein. Sie sollen nicht ihr 
ganzes Leben vor uns ausbreiten müssen. Auf der anderen Seite heisst das aber nicht, dass wir 
als Mitglieder des Einwohnerrates gar keine Informationen mehr erhalten dürfen. Natürlich 
kann man jetzt als Gegenargument sagen, wir hätten ja die Einbürgerungskommission. Diese 
hat umfassende Akteneinsicht, doch die Einbürgerungskommission ist an das Amtsgeheimnis 
gebunden. Es ist aber nicht die Kommission, welche abschliessend entscheidet, sondern der 
Einwohnerrat. Als Einwohnerrat steht man in der Situation, dass man über Einbürgerungen 
befinden muss, aber die für den Entscheid relevanten Akten nicht kennt. Die aufliegenden 
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Akten genügen also, wie gesagt, nach unserem Dafürhalten nicht, dass man sich als Einwoh-
nerrat ein Bild über die Integration des Kandidaten machen kann. Die Kommission kennt 
wohl die Akten, ist aber an das Amtsgeheimnis gebunden. Falls wir jetzt einen Kandidaten 
ablehnen möchten, müssten wir nach Art. 15b des Bürgerrechtsgesetzes einen Antrag auf Ab-
lehnung stellen und mit dem Antrag gleichzeitig eine Begründung angeben. Doch ich frage 
mich: Woher sollen wir die Begründung nehmen, wenn wir keinerlei vertiefte Kenntnis zur 
Integration haben? Die Abstimmung wird so zur Farce. Wenn wir das jetzt mit einer anderen 
Vorlage, z.B. dem "Pont Neuf", vergleichen würden, hiesse das, dass Sie nur noch das Titel-
blatt der Vorlage mit einer Foto des "Pont Neuf" erhalten würden. Der Stadtrat würde Ihnen 
versichern, dass Sie diesem Projekt zustimmen könnten, es sei alles in Ordnung. Die FGPK 
bekäme Akteneinsicht, dürfte aber niemandem etwas sagen. Vielleicht wäre noch ein Proto-
koll dabei, in welchem beim Punkt "Projekt sinnvoll" das Feld "Ja" angekreuzt wäre. Auch 
bei den Punkten "Kosten haushälterisch eingesetzt, "Umweltaspekte beachtet" und "Gesetzli-
che Anforderungen erfüllt" wäre jeweils "Ja" angekreuzt. Ich glaube, Sie stimmen mit mir 
überein, dass dies keine taugliche Entscheidungsgrundlage wäre. Es würde dann aber noch 
weiter gehen: Wenn Sie den "Pont Neuf" ablehnen möchten, müssten Sie eine Begründung 
angeben – eine Begründung, bei welcher ich nicht wüsste, woher Sie diese nehmen wollten, 
wenn Sie die Akten gar nicht kennen. Es würde dann noch einmal weiter gehen: Diese Be-
gründung könnte auch gerichtlich angezweifelt werden. Das Gericht würde dann überprüfen, 
ob Ihre Begründung, welche Sie irgendwie aus dem Nichts heraus abgeben müssten, stichhal-
tig sei. Das sind unseres Erachtens undemokratische Praktiken, bekannt aus undemokrati-
schen Staaten. Das Ergebnis wäre, dass solche Entscheide einfach durchgewunken würden. 
Wie gesagt, die Akten entsprechen nicht den Anforderungen des Eidg. Bürgerrechtsgesetzes 
und des kant. Rechts. Die SVP ist der Auffassung, dass die Einbürgerung ein wichtiger 
staatspolitischer Akt ist. Ein Entscheid muss demokratisch legitimiert sein, und wir werden 
Widerstand gegen ein weiteres Aufweichen des Einbürgerungsrechts leisten. In diesen Fällen 
hier werden wir bewusst keine Nichteintretensanträge stellen, denn wir gehen davon aus, dass 
wir uns zuerst an das neue Recht gewöhnen müssen. Wir erwarten aber, dass man sich bei 
künftigen Berichten wesentlich vertiefter damit auseinandersetzt und v.a. uns als Entscheid-
träger mehr Informationen zur Verfügung stellt. 
 
Regina Jäggi, Stadträtin: Wie Sie alle wissen, ist das neue Gesetz auf den 1. Januar 2014 in 
Kraft gesetzt worden. Ich wiederhole jetzt nicht mehr alles, was Herr Burger vorher gesagt 
hat. Ich danke auf jeden Fall für die Anregungen. Ich bin froh, dass wir das jetzt bereits hören 
und nicht erst zu einem späteren Zeitpunkt. Die Situation ist folgende: Es gibt tatsächlich ei-
nen Bericht des Gemeinderates. Ich zeige Ihnen hier, wie der aussieht. Vielleicht haben Sie 
ihn ja auch schon gesehen. Unten steht immer noch "Bemerkungen". Es ist richtig, dass wir 
das bis jetzt noch nicht ausführlicher beschrieben haben. Ich nehme das gerne entgegen. Am 
Mittwochabend wird die nächste Einbürgerungskommissionssitzung stattfinden. Dort werden 
wir das zusammen anschauen und Verbesserungsmöglichkeiten miteinander diskutieren.                
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Wünscht jemand eine geheime Abstimmung? Das ist nicht 
der Fall. Ich mache auf die Ausstandsbestimmungen gemäss § 25 des Gemeindegesetzes 
aufmerksam: Wenn bei einem Verhandlungsgegenstand jemand ein unmittelbares und persön-
liches Interesse hat, so haben er, sein Ehegatte, seine Eltern sowie die Kinder mit Ehegatten 
vor der Abstimmung das Versammlungslokal bzw. die Tribüne zu verlassen. Ich möchte die 
Gesuchstellenden bitten, vor der Abstimmung die Tribüne zu verlassen.  
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Abstimmung: 
 
Die Resultate der offenen Abstimmung lauten wie folgt: 
 
Gesuchstellerin / Gesuchsteller Ja Nein 

Karakelle, Taner, geb. 1977, und seine Ehefrau Karakelle, Filiz, geb. 
1979, mit dem Sohn Karakelle, Emre Can, geb. 2007, alle türkische 
Staatsangehörige 

43 0 

Ghafari, Rustam, geb.1995, afghanischer Staatsangehöriger 42 0 

Ghafari, Abdoul Sarif, geb. 1959 und seiner Ehefrau Nasir, Qadria, 
geb. 1968, mit der Tochter Ghafari, Farkhonde, geb. 1997, alle afgha-
nische Staatsangehörige 

43 0 

Paulino Peter, Ana Delia, geb. 1973, dominikanische Staatsangehörige 43 0 
 
Den Gesuchstellenden wurde das Gemeindebürgerrecht zugesichert. 
 
Eine Referendumsabstimmung über diesen Beschluss des Einwohnerrates ist gemäss § 24 
Abs. 4 des Gesetzes über das Kantons- und das Gemeindebürgerrecht (KBüG) vom 12. März 
2013 ausgeschlossen. 
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Traktandum 3 
 

GV 2014 - 2017 / 44 
 

56. Anfrage Therese Dietiker und Markus Hutmacher: Veloverbindung 
von Rohr Richtung Bahnhof / Veloverhältnisse Kreuzplatz 
 

 
Am 13. Juni 2014 haben die Einwohnerräte Therese Dietiker und Markus Hutmacher eine 
schriftlich begründete Anfrage mit folgender Fragestellung eingereicht: 
 
1. Weshalb verzögert sich dieses Projekt weiter nach hinten? 
 
2. Wann kann mit dem Bau gerechnet werden? 

 
3. Gibt es zwischenzeitliche Möglichkeiten, den Veloverkehr sicherer über den Kreuzplatz zu 

führen, damit nicht weiterhin so risikoreich zum Bahnhof gefahren werden muss? 
 
4. Wäre es möglich, im Sinne einer vorübergehenden Sofortmassnahme auf den breiten 

Gehwegen nordseitig der Laurenzenvorstadt (Kreuzplatz bis Tellirain) und südseitig der 
Rohrerstrasse (ab Lichtsignal Roherstrasse/Aaretalstrasse bis Kreuzplatz) das Fahrrad-
fahren zu erlauben oder zu dulden? 

 
 
Werner Schib, Stadtrat: Ich darf gleich auf die Fragen zu sprechen kommen: 
 
Frage 1: Für die Fuss- und Radwegbrücke Torfeld Nord besteht das Bauprojekt. Aufgrund 
der Nähe zu den SBB-Gleisen laufen derzeit noch Abklärungen bezüglich der Sicherheit bei 
der SBB, damit das Projekt anschliessend öffentlich aufgelegt werden kann. Im Idealfall kann 
das Projekt im Herbst 2014 aufgelegt und im Jahr 2015 ausgeführt werden. Der Gestaltungs-
plan Torfeld Nord beinhaltet lediglich die ungefähre Lage der Fuss- und Radwegverbindung. 
Die Linienführung ist darin nicht abschliessend geregelt. Diese muss auf die bestehende so-
wie auf die zukünftigen Bebauungen abgestimmt werden. Auf der Parzelle Nr. 716, welche 
im Gestaltungsplan grösstenteils als Ergänzungsfläche dargestellt ist, ist der Fuss- und Rad-
weg noch nicht fixiert. Zur Schliessung dieser Lücke wurde mit der Eigentümerin jedoch ein 
Vorvertrag abgeschlossen. Dieser kann allerdings aufgrund der betrieblichen Abläufe im Are-
al nicht problemlos umgesetzt werden. Die Querung der bestehenden Anschlussgleise im 
Torfeld Nord ist ebenfalls noch nicht abschliessend geregelt.  
 
Frage 2: Mit dem Bau der Rad- und Fusswegbrücke über die Buchserstrasse kann, sofern 
keine Rechtsmittel gegen das Vorhaben ergriffen werden, im Jahr 2015 begonnen werden. 
Die Bauzeit beträgt ca. sechs Monate. Der Bau der Fuss- und Radwegverbindung durch das 
Torfeld Nord entlang den SBB-Gleisen ist aufgrund der zahlreichen offenen Punkte noch un-
gewiss. Es besteht jedoch die Absicht, anschliessend an den Bau der neuen Brücke über die 
Buchserstrasse die Verbindung von dieser bis zum Zeughaus zu erstellen, damit der Fuss- und 
Radverkehr den Kreuzplatz umgehen kann. 
 
Frage 3: Der Kreuzplatz ist Teil des Kantonsstrassennetzes. Die Zuständigkeit obliegt somit 
dem Departement Bau, Verkehr und Umwelt des Kantons Aargau. Der Kreuzplatz ist ein 
wichtiger Verkehrsknoten im Strassennetz der Stadt Aarau. Die vier Achsen haben einen 
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durchschnittlichen, täglichen Verkehr von rund 17'000 bis fast 30'000 Fahrzeugen. Sämtliche 
Verkehrsströme werden durch die Lichtsignalsteuerung über den Kreuzplatz geführt. Dadurch 
werden Konflikte vom motorisierten Verkehr untereinander oder mit anderen Verkehrsteil-
nehmenden reduziert. Die sehr hohen Verkehrsbelastungen bringen den Knoten zu den Spit-
zenstunden an die Kapazitätsgrenze. Damit die Auswirkungen auf die angrenzenden Elemente 
des Strassennetzes möglichst gering ausfallen und der Verkehr nicht zusammenbricht, ist die 
Ausgestaltung des Knotens auf den motorisierten Verkehr ausgerichtet. Die Probleme des 
Fuss- und Radverkehrs sind vor allem dieser starken Ausrichtung auf den motorisierten Ver-
kehr geschuldet. Für den Fuss- und Radverkehr ist der Kreuzplatz jedoch nicht zwangsläufig 
unsicher, sondern vor allem unkomfortabel. Je nach Ziel erfolgt die Querung des Kreuzplatzes 
(Distanz ca. 50 Meter) in bis zu fünf Etappen. Gefährliche Situationen entstehen vor allem, 
wenn einzelne Verkehrsteilnehmer/-innen die Verkehrsregeln nicht einhalten und damit sich 
oder andere gefährden. Kurzfristig lässt sich die Situation am Kreuzplatz für den Fuss- und 
Radverkehr kaum wesentlich verbessern, da die Probleme vorwiegend der heutigen Knoten-
form geschuldet sind. Die Stadtpolizei hat aber der städtisch-kantonalen Arbeitsgruppe Kan-
tonsstrassen bereits verschiedene Verbesserungsvorschläge zur Prüfung unterbreitet. Für eine 
wesentliche Verbesserung wäre eine Umgestaltung notwendig, die kurzfristig oder über-
gangsmässig jedoch nicht realisierbar ist. Langfristig sucht das Departement Bau, Verkehr 
und Umwelt des Kantons Aargau eine Alternative zur heutigen Knotenform am Kreuzplatz. 
Einerseits soll die Leistungsfähigkeit optimiert werden, andererseits soll die städtebauliche 
Einpassung sowie die Führung des Fuss- und Radverkehrs verbessert werden. Erste Ansätze, 
unter anderem mit einem Kreisverkehr auf zwei Ebenen, liegen vor. Wann und ob eine solche 
Lösung überhaupt umgesetzt werden kann, ist unter anderem aufgrund der immensen Kosten 
und der städtebaulichen Wirkung ungewiss.  
 
Frage 4: Auf der Achse Rohrerstrasse-Laurenzenvorstadt besteht nordseitig auf der ganzen 
Länge ein Radstreifen, der dem Radverkehr dient und diesen schützen soll. Südseitig besteht 
an der Rohrerstrasse ebenso ein Radstreifen. An der Laurenzenvorstadt wird der Radverkehr 
südseitig auf der minimal 3,00 Meter breiten Fläche gemeinsam mit dem Fussverkehr bis zum 
Kreuzplatz geführt. Auf der Nordseite der Rohrerstrasse und in der Laurenzenvorstadt ist der 
bestehende Gehweg grösstenteils sowie und auf der Südseite der Rohrerstrasse abschnittswei-
se lediglich 1,50 bis 2,00 Meter breit. Dies reicht zum Kreuzen des Radverkehrs mit einem 
Kinderwagen oder einem Rollstuhl nicht aus. Aufgrund der Platzverhältnisse mit diversen 
Vorsprüngen, Hauszugängen und Anlieferungen sowie privaten Ein- und Ausfahrten wäre 
eine solche Lösung gefährlich. Die Sichtzonen wären vielerorts nicht eingehalten. Konflikte 
zwischen dem Fuss- und Radverkehr, insbesondere bei den Querungsstellen, wären vorpro-
grammiert. Am 2. August 2010 hat der Stadtrat beschlossen, den Balänenweg für den Rad-
verkehr frei zu geben. Mit der Sanierung des Knotens Weihergut wurde im 2011 die Lichtsig-
nalanlage bei der Rampe der Aaretalstrasse angepasst, damit der Radverkehr die Rohrerstras-
se sicher queren kann. Mit dem Balänenweg besteht somit eine attraktive Alternative, die es 
ermöglicht, den Kreuzplatz von der Lichtsignalanlage der Aaretalstrasse bis zum Tellirain 
oder in umgekehrter Richtung zu umfahren. 
 
Die Anfragesteller sind von dieser Antwort befriedigt. 
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Traktandum 3 
 

GV 2014 - 2017 / 46 
 

57. Anfrage Petra Ohnsorg: Baugesuche des Kantonsspitals Aarau 
 

 
Am 25. Juni 2014 hat Einwohnerrätin Petra Ohnsorg eine schriftlich begründete Anfrage mit 
folgender Fragestellung eingereicht: 
 
1. Trifft es zu, dass die Stadt Aarau ein Parkhaus des KSA an der Bucherstrasse ablehnt? 
 
Falls Ja:  

 
2. Weshalb? 

 
3. Wie stellt sich der Stadtrat zu dem in der Anfrage genannten Widerspruch? 
 
 
Lukas Pfisterer, Stadtrat: Ich beantworte Ihnen die Anfrage von Frau Ohnsorg gerne. Sie 
bezieht sich dabei auf den Informationsanlass vom 2. Juni 2014 vom Kantonsspital Aarau, 
welcher sich an die Anwohnerinnen und Anwohner des Spitals richtete. Gegenstand dieses 
Informationsanlasses soll unter anderem ein weiteres Parkhaus an der Tellstrasse gewesen 
sein. Die Anfragestellerin befürchtet dadurch eine Verschärfung der Schleichverkehrsproble-
matik im Gönhardquartier und  sieht da einen gewissen Widerspruch zu den Verkehrsberuhi-
gungsmassnahmen. Ich komme nun zu den einzelnen Fragen: 
  
Frage 1: Einleitend ist festzuhalten, dass zurzeit nicht mehrere Baugesuche des Kantonsspi-
tals Aarau, wie im Titel dieser Anfrage aufgeführt, vorliegen, sondern nur ein einziges Bauge-
such zur Erstellung von 50 dringend benötigten Personalparkplätzen anstelle des abzubre-
chenden früheren Restaurants Bavaria hängig ist. Die Erschliessung soll über die Zu- und 
Wegfahrt der Versorgungsbetriebe an der Buchserstrasse/Suhrerstrasse erfolgen. Es geht also 
nur um ein Baugesuch. Es trifft nicht zu, dass die Stadt ein Parkhaus an der Buchserstrasse 
ablehnt. Woher diese Annahme stammt, ist dem Stadtrat nicht bekannt. Das KSA jedenfalls 
bestätigte dem Stadtrat auf Anfrage hin, dass am Informationsanlass vom 2. Juni 2014 keine 
solche Aussage von Seiten des KSA über die Stadt Aarau gemacht worden ist. 
 
Die Fragen 2 und 3 sind nur für den Fall der Beantwortung von Frage 1 mit "Ja" gestellt. Mit 
der klaren "Nein"-Antwort auf Frage 1 sind die Fragen 2 und 3 somit erledigt.  
 
Petra Ohnsorg: Ich sehe auch, dass der Titel so falsch geschrieben ist. Wenn es nur ein Bau-
gesuch ist, dann hätte ich das vielleicht anders formulieren müssen. Wenn man den Master-
plan anschaut, sieht man, dass dort ein Parkhaus geplant ist, auch wenn das Baugesuch noch 
nicht eingereicht worden ist. Mich hätte halt interessiert – und das Kantonsspital hat darüber 
informiert – wie sich der Stadtrat dazu stellt, unabhängig davon, ob das Baugesuch schon vor-
liegt oder nicht.  
 
Lukas Pfisterer, Stadtrat: Der Stadtrat ist auch einmal vom Kantonsspital über den Master-
plan informiert worden. Er hat aber noch nie formell Beschluss fassen müssen und ist auch 
nicht gebeten worden, zum Masterplan Stellung zu nehmen. Wir sind daran, und das ist nach-
her ja auch gleich noch einmal ein Thema beim Raumentwicklungsleitbild. Auch die Zukunft 
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des Kantonsspitals Aarau ist natürlich ein Thema, aber konkret hat der Stadtrat noch nie zum 
Masterplan Stellung nehmen müssen.  
 
Petra Ohnsorg: Mich interessiert eigentlich weniger die offizielle Stellungnahme. Für mich 
muss nicht unbedingt eine Anfrage des KSA beim Stadtrat vorliegen. Mich interessiert ja, wie 
Sie zu dieser Idee stehen, welche da offenbar im Raum steht und über welche das KSA an 
diesem genannten Abend informiert hat. Wenn es heisst, das KSA habe dazu nichts gesagt, 
dann steht letztlich Aussage gegen Aussage. Mich interessiert so oder so, wie sich der Stadtrat 
zu dieser Idee stellt. 
 
Lukas Pfisterer, Stadtrat: Ich kann nicht mehr sagen als das, was ich vorhin bereits erläutert 
habe: Wir sind hier im Rahmen einer Anfragebeantwortung durch den Stadtrat. Sie wünschen 
hier eine gewisse offizielle Information. Ich kann Ihnen aber nicht mehr sagen, als das, was 
ich eben getan habe: Der Stadtrat hat noch nie zu dieser Frage Stellung nehmen müssen. Des-
halb kann ich Ihnen nicht sagen, welche Meinung der Stadtrat dazu hat. 
 
Die Anfragestellerin ist von dieser Antwort befriedigt.   
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Traktandum 3 
 

GV 2014 - 2017 / 57 
 

58. Anfrage Christoph Waldmeier: Oberstufenschulhaus Schachen (OSA) 
 

 
Am 18. August 2014 hat Einwohnerrat Christoph Waldmeier eine schriftlich begründete 
Anfrage mit folgender Fragestellung eingereicht: 
 
1. Das Projekt "Schulanlage OSA, Gesamtsanierung, Realisierung" wurde im Politikplan  

2013–2017 unter der Spalte des Jahres 2018 mit einem Fragezeichen versehen (nächste 
Legislatur!). Ist es unter den neu bekannten Umständen zumutbar, dieses Projekt so lange 
ruhen zu lassen?   

 
2. Was sind die wichtigsten Erkenntnisse aus der Zustandsanalyse? Hat der Stadtrat bereits 

eine Idee, welche nächsten Schritte wann vorgesehen sind? Falls Nein, wurde bedacht, 
dass bei längerem Aufschieben eine weitere Zustandsanalyse fällig werden könnte? 

 
3. Mit welchen Kosten wird für die baulichen Massnahmen gerechnet? Falls Neubau: Gibt 

es eine Möglichkeit, dass im Schulhaus Kunstprojekte gemacht werden können unter fach-
kundiger Anleitung von Lehrpersonen? 

 
4. Wie wird im Hinblick auf Stabilo mit dringlichen Sanierungsfällen umgegangen? 
 
 
Franziska Graf, Stadträtin: Ich gebe Ihnen gerne Antworten auf die Fragen von Christoph 
Waldmeier betr. Oberstufenschulhaus im Schachen. Ich gehe davon aus, dass Ihnen der Text 
vorliegt. 
 
Frage 1: Ich kann Ihnen sagen, dass dieses Projekt nicht ruht. Es ist in Bearbeitung. Der 
Stadtrat hat eine erste Zustandsanalyse erhalten, und zwar aufgrund einer routinemässigen 
Überprüfung. Die Abteilung Finanzen und Liegenschaften lässt alle Liegenschaften, welche 
der Stadt gehören, von Zeit zu Zeit überprüfen. Weil der Stadtrat selber kein Baufachgremium 
ist, hat er beschlossen, eine Zweitmeinung einzuholen. 
 
Frage 2: Die wichtigste Erkenntnis ist vor allem, dass die Normen im Fall von Bränden oder 
Erdbeben geändert haben. Durch diese Veränderungen entspricht das Schulhaus nicht mehr 
den geforderten Normen. Der Stadtrat hat Ideen bezüglich der nächsten Schritte und will zu-
erst eine Zweitmeinung einholen. Da ist die Abteilung Finanzen und Liegenschaften bereits 
daran, Abklärungen zu treffen. Es liegt aber noch kein Vertrag vor.  
 
Frage 3: Gemäss dem ersten Gutachten und der abgegebenen Grobschätzung bewegt sich der 
benötigte Kredit im Rahmen von 20-25 Mio. Franken. Die Frage nach Kunstprojekten in ei-
nem allfälligen Neubau kann der Stadtrat im Moment nicht beantworten. Aus unserer Sicht ist 
es zu früh, dazu Stellung zu nehmen. Das wird im Rahmen eines Projektes möglich werden, 
falls es überhaupt einen Neubau gibt. 
 
Frage 4: Unabhängig von Stabilo wird beurteilt, wie dringlich Sanierungen sind. Bei Gefähr-
dung von Menschen wird alles Notwendige sofort durchgeführt. Da interessiert der Punkt 
"Sparen" nicht. Die Stadt möchte ihre eigenen Gebäude optimal unterhalten, das heisst also 
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nachhaltig und langfristig. Die Liegenschaften sollen den Wert behalten und ihr Zustand soll 
auf einem guten Niveau bleiben. Der Stadtrat will die Liegenschaften der Stadt also nicht aus 
Spargründen "verlottern" lassen.  
 
Der Anfragesteller ist von der Antwort befriedigt.    
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Traktandum 4 
 

GV 2014 - 2017 / 45 
 

59. Raumentwicklungs-Leitbild: Kenntnisnahme 
 

 
Mit Botschaft vom 23. Juni 2014 unterbreitet der Stadtrat dem Einwohnerrat zu diesem Ge-
schäft den folgenden 
 
Antrag: Das Raumentwicklungs-Leitbild (REL) vom 23. Juni 2014 sei zur Kenntnis zu 

nehmen. 
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Die FGPK hat dieses Geschäft an ihrer Sitzung vom 
12. August 2014 diskutiert. Sie empfiehlt dem Einwohnerrat, das Raumentwicklungs-Leitbild 
zur Kenntnis zu nehmen und verzichtet auf ein Kommissionsreferat.  
 
Martina Suter: Besten Dank an die Verwaltung für die ausführliche Dokumentation zum 
REL sowie die ausführliche Zusammenfassung der Vernehmlassungsergebnisse. Wir schätzen 
sehr, dass wir uns auch im Einwohnerrat nochmals dazu äussern können. Drei Themenberei-
che liegen uns besonders am Herzen. 1. Das erwartete Wachstum: Aarau wird wachsen, ob 
wir das wollen oder nicht; dem Siedlungsdruck können wir uns nicht entziehen. Wir begrüs-
sen daher das Bestreben, Wachstum durch Verdichtung und nicht durch Einzonung neuer 
Baugebiete zu erreichen. Grünflächen sollen möglichst erhalten bleiben; dafür gilt es, die An-
zahl der erlaubten Geschosse in den einzelnen Wohngebieten anzupassen und zwar nicht nur 
in den Umnutzungsgebieten und in der Telli. Im Leitbild ist von einem Wachstumspotenzial 
bezüglich Einwohnerinnen und Einwohnern von gut 7'100 Personen und einer Zunahme der 
Arbeitsplätze von rund 5'600 die Rede. Unser Input ist, dass die Arbeitsplätze in gleichem 
Masse steigen sollen wie die Wohnbevölkerung, zurzeit ist es 35 % bei der Bevölkerung zu 
21 % bei den Arbeitsplätzen. Es braucht dafür eine aktive Ansiedlungspolitik und Bestandes-
pflege, um  wertschöpfungsintensive Arbeitsplätze nach Aarau zu holen und die bereits beste-
hen Arbeitsplätze zu halten. Leute anzusiedeln ist bei der momentanen Nachfragesituation 
viel einfacher, als gute Unternehmen und Arbeitsplätze. Aber wir müssen auch an die nächste 
Generation denken. Es ist wichtig, dass Aarau als Zentrumsstadt auch Arbeitsplätze anbieten 
kann. Zudem sind die Steuererträge der juristischen Personen für gesunde Finanzen besonders 
wichtig. Damit der Druck auf die Arbeitsplatzgebiete nicht zu gross wird, sind explizite Ar-
beitszonen auszuscheiden, z.B. in der Telli und im Torfeld Nord, im Kasernenareal oder ev. 
auch in Rohr. Dabei müssen auch bestimmte Nutzungen ausgeschlossen werden. Der kanto-
nale Richtplan legt übrigens  für Aarau auf einigen Arealen Entwicklungsschwerpunkte von 
kantonaler Bedeutung explizit fest. Und Zofingen beispielsweise hat seine Arbeitszonen in 
der BNO festgehalten und bestimmte wertschöpfungsarme und verkehrsintensive Nutzungen 
ausgeschlossen. Immer mehr Gemeinden folgen diesem Beispiel – höchste Zeit, dass auch 
Aarau lenkend auf diese Entwicklung reagiert. Der zweite Punkt, welcher uns wichtig ist, ist 
der Verkehr: Als Folge des grossen, erwarteten Wachstums muss die Infrastruktur angepasst 
werden. Die Verkehrsführung muss aus unserer Sicht auch künftig um und durch Aarau mög-
lich sein. Es geht nicht an, wenn aus Aaraus Hauptachsen nur noch Flanierzonen oder Boule-
vards entstehen. Mit dem Resultat, dass erstens die Wohnquartiere durch Schleichverkehr 
missbraucht werden und zweitens sich der motorisierte Verkehr kilometerlang vor den Stadt-
eingängen staut und unsere Nachbargemeinden belastet. Was schlagen wir vor? Die Bahn-
hofstrasse sowie die Umfahrung nördlich der Stadt muss so gestaltet werden, dass der motori-
sierte Verkehr so flüssig wie möglich passieren kann sowie für die Sicherheit der Velofahre-
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rinnen und -fahrer gesorgt ist. Ein anderer Ansatz basiert auf Bemühungen zur Reduktion des 
Verkehrs. Wie bereits erwähnt soll Aarau ein Augenmerk auf das Arbeitsplatzangebot legen. 
Attraktive Arbeitgeber vor Ort zu haben begünstigt, dass die Pendlerströme von und nach 
Aarau kleiner werden. Wenn gearbeitet werden kann, wo Frau oder Mann wohnt, gibt es auch 
weniger motorisierten Verkehr. Unser drittes Anliegen sind grundeigentümerverbindliche 
Vorgaben: Im ersten Entwurf des Leitbilds sind vorwiegend im Bereich "Energie" sowie in 
den Gartenstadtquartieren grundeigentümerverbindliche Vorgaben erwähnt. Wir sind fest 
überzeugt, dass Ziele nachhaltiger erreicht werden, wenn Anreize geschaffen und nicht zu-
sätzliche Vorschriften aufgestellt werden. Grundeigentümer sollen sich vollumfänglich auf 
die in der Verfassung festgeschriebene Eigentumsgarantie verlassen und selber entscheiden 
können. Die heute vorliegende Version des Leitbilds nimmt dieses Anliegen im Bereich 
"Energie" nun entsprechend auf, was wir sehr begrüssen. So kann der Stadtrat z.B. für grösse-
re Abnehmer erst Anschlusspflichten beschliessen, wenn die entsprechenden Zielsetzungen 
der 2000-Watt-Gesellschaft nicht erreicht werden. Zudem sollen energetische Haussanierun-
gen mittels Anreizen gefördert werden. Aber im Bereich der Gartenstadt hält der Stadtrat im-
mer noch an grundeigentümerverbindlichen Vorgaben fest. Eine Weiterentwicklung ist aber 
auch in diesen Quartieren wichtig und wünschenswert. Wenn Grundeigentümer mit zusätzli-
chen Einschränkungen und Auflagen bedacht werden sollen, so sollen sie an anderer Stelle 
belohnt werden. Fazit: Nutzungsmöglichkeiten sollen offen gehalten und nicht weitere Ein-
schränkungen eingeführt werden.  
 
Peter Roschi: Ich persönlich empfinde es als eher schwierig, etwas zu einer Sache zu sagen, 
die ich eigentlich zur Kenntnis zu nehmen habe. Erlauben Sie mir trotzdem, einige Sachen an 
dieser Stelle dazu zu sagen: Das vorliegende Raumentwicklungsleitbild bietet eine gute 
Grundlage für die Revision der BNO. Die CVP nimmt das umfassende und übersichtlich ge-
staltete Leitbild einstimmig zur Kenntnis und möchte sich dafür an dieser Stelle bei der Ver-
waltung herzlich bedanken. Ich möchte aber an dieser Stelle bereits darauf hinweisen, dass 
mit einem solch grossen Werk die Gefahr der Überregulierung besteht. Es wäre schön, wenn 
bei der neuen BNO mit den Grundlagen aus dem Raumentwicklungsleitbild nicht nur neue 
Paragraphen und Vorschriften geschaffen werden, sondern in erster Linie dereguliert wird. 
Alle Personen, welche neu bei der BNO mitarbeiten werden, sollen sich doch bei jedem Para-
graphen überlegen, ob es diesen überhaupt braucht oder ob er ev. auch ersatzlos gestrichen 
werden kann. Ich erwarte, dass bei der neuen Gestaltung des Raumes z.B. bei der Erlinsba-
cherstrasse Süd angemessen auf die Anliegen der Bevölkerung dieses Quartiers eingegangen 
wird. Ziel der neuen BNO muss es sein, dass Private und Unternehmer wieder leichter und 
schneller bauen können, weil die Verfahren klar und eindeutig sind und es keinen Rechtsan-
walt braucht, um ein Baugesuch einzureichen. Im besten Falle könnte das dazu führen, dass 
die Zeit bis zur Baubewilligung verkürzt würde, was schlussendlich auch das Ziel sein müss-
te. In diesem Sinne freuen wir uns auf die neue BNO und danken nochmals allen für die ge-
leistete Arbeit.    
 
Antonia Lüscher: Das Raumentwicklungsleitbild ist ohne Zweifel eine solide Arbeit. Die 
Einwohner von Aarau und die Verbände und Parteien wurden im Voraus informiert und in die 
Planung mit einbezogen. Als ich vor mehr als 20 Jahre regelmässig mit dem Bus am Wochen-
ende vom Fricktal nach Aarau gefahren bin, hat die Stadt ein verschlafenes Bild abgegeben. 
In der Rathausgasse gab es Verkehrsstaus und für die Restaurants war es nicht möglich, 
draussen zu servieren. Gut 20 Jahre später hat sich die Stadt zum Positiven verändert. Die 
Entwicklung verdanken wir u. a. der politischen Arbeit aller Beteiligter und der Aarauer 
Stimmbevölkerung, die offen war für Neues. Die SP-Fraktion nimmt das Raumentwicklungs-
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Leitbild, wie vom Stadtrat beantragt, einstimmig zur Kenntnis. Einige Punkte möchten wir für 
die Weiterbearbeitung ansprechen: Die SP-Fraktion kann das Altstadt-Konzept, wie im REL 
beschrieben, so nicht unterstützen. Uns scheint die Grenzziehung zwischen ruhiger und beleb-
ter Altstadt willkürlich. Die SP-Fraktion fordert für alle Betriebe in der Altstadt eine Gleich-
behandlung und eine ausgewogene Regelung, sodass der Mix zwischen Wohnen, Arbeiten, 
Ausgang und kulturellen Anlässen bestehen bleibt. Insbesondere ist im Vornherein auf einen 
"ruhigen" Altstadtteil zu verzichten. In der Altstadt wohnen heisst "zentral Wohnen", das hat 
seine Vor- und Nachteile. Die Nähe zu vielen Angeboten und zentrumsspezifische Immissio-
nen gehören dazu. Ein Kapitel, das vollständig fehlt im REL, ist die Frage, wie der Stadtrat 
mit dem Thema Um- oder Zwischennutzung umzugehen gedenkt. Wir sind der Meinung, dass 
der Stadtrat Anreize schaffen sollte, damit zentrale Räumlichkeiten und leerstehende Gebäude 
in Industriegebieten oder städtischen Arealen nicht über eine lange Zeitperiode ungenutzt 
bleiben. Wir fordern vom Stadtrat, dass er für die definitive Fassung ein Kapitel mit seinen 
Absichten zu diesem Thema verfasst. Im REL wird mehrmals die Wichtigkeit der Erholungs-
räume in Flussnähe für die Bevölkerung von Aarau erwähnt. Die SP-Fraktion unterstützt die 
Weiterentwicklung und Urbanisierung des städtischen Uferbereichs. Wir unterstützen und 
befürworten ebenfalls die Umfunktionierung des Kreuzplatzes als wichtiges Verkehrsschar-
nier und längerfristig gesehen die Umgestaltung, die das Passieren des Kreuzplatzes für Ve-
lofahrer und Passanten erleichtert. Der jetzige IST-Zustand ist für diese Gruppe unbefriedi-
gend. Erlauben Sie mir zum Schluss noch eine persönliche Anmerkung: Wenn ich das Raum-
entwicklungs-Leitbild durchlese, so fühle ich mich, stellvertretend für meine Altersgruppe, 
nicht angesprochen. Mir scheint es, dass sich der Stadtrat auf die Schaffung von Wohnräumen 
für Familien und neue Arbeitsplätze beschränken möchte. Wo sind die visionären Ideen, wo 
sind die urbanen Lücken, in denen ein kulturelles Leben entstehen kann? Vielleicht liegt das 
daran, dass die 20- bis 30-Jährigen laut Vernehmlassungsbericht tatsächlich untervertreten 
gewesen waren? Ich möchte dem Stadtrat zu bedenken geben, dass die "Jungen" einen we-
sentlichen Teil zum kulturellen Leben einer Stadt beitragen und ca. 15 % der Aarauer Wohn-
bevölkerung wegfallen, wenn das zukünftige Aarau nicht auch ihren Ansprüchen genügt.  
 
Markus Hutmacher: Wir Grünen Aarau nehmen die Gelegenheit gerne wahr, uns zum 
Raumentwicklungs-Leitbild zu äussern. Positiv ist hervorzuheben, dass die Stadt Aarau über-
haupt ein solches Leitbild erstellt, bevor sie in die Details einer Revision der Nutzungspla-
nung einsteigt. Mit der grundsätzlichen Stossrichtung sind wir einverstanden. Trotzdem sind 
wir der Meinung, dass die Wachstumsziele sowohl bei den Einwohnern, aber auch bei den 
Arbeitsplätzen zu ambitioniert sind. Den Ansatz, dass das Wachstum durch die Verdichtung 
nach innen erfolgt, unterstützen wir. Verdichtung darf aber auf keinen Fall heissen, dass ein-
fach der vorhandene Raum lückenlos überbaut wird. Im Gegenteil: Es muss sichergestellt 
sein, dass tatsächlich mehr Menschen auf der gleichen bebauten Fläche Wohnraum finden 
werden. Nicht vergessen werden darf auch, dass Wohnen nur ein Bedürfnis ist. Die Menschen 
müssen sich auch erholen können, müssen arbeiten und einkaufen gehen, haben ein Sozialle-
ben. Alle diese Tätigkeiten sind raumwirksam. Richtig verstandene Verdichtung bezieht alle 
diese Bedürfnisse ein und versucht, sie auf möglichst kleinem Raum zu befriedigen. Das vor-
liegende Leitbild scheint uns etwas einseitig auf die räumlichen Auswirkungen des Wohnens 
fokussiert zu sein. Freiräume in Form von multifunktional nutzbarem, öffentlichem Raum 
sollen nicht nur erhalten, sondern ausgebaut werden. So soll, unserer Meinung nach, auf neue 
Einzonungen verzichtet werden, und auch die Sportanlage Telli und der Park des Kantonsspi-
tals sollen möglichst nicht überbaut werden. Es fällt auf, das die Bevölkerungsentwicklung 
zum grössten Teil in den heutigen Industrie- und Gewerbequartieren stattfinden soll. Es gibt 
aber auch in der Gartenstadt ein Potential für mehr Einwohner. Trotzdem soll die bestehende 
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Bebauungsstruktur aber auf jeden Fall erhalten bleiben. Es muss aber ermöglicht und geför-
dert werden, bestehende Gebäude intensiver zu nutzen. Trotzdem sollte die beheizte Wohn-
fläche in der Zone "E" pro Person nicht noch mehr ansteigen. Endsprechend lehnen wir eine 
generelle Erhöhung der Ausnutzung für diese Zone ab. Für uns soll eher die heute erst im 
Zelgli vorhandene Zone "W3 bis" auch in anderen Quartieren zur Anwendung kommen. Be-
sonders gefreut hat uns das Kapitel über den Umgang mit Energie, da dessen Ziel sich auf die 
von den Grünen angestossene Esak-Initiative stützt. Wir sind dafür, dass die Massnahmen 
zum nachhaltigen Umgang mit Energie eigentümerverbindlich festgesetzt werden. Ein An-
schlusszwang an Fernwärmenetze soll aber nur bestehen, wenn die Bauherren selber nicht 
ökologischere Lösungen anstreben. Begrüssenswert finden wir die kritischen Bemerkungen 
gegen die kantonale Strassennetzstrategie. Allerdings sollte sich die Stadt noch viel vehemen-
ter und konsequenter gegen eine Steigerung der MIV-Nachfrage durch den Ausbau der Ver-
kehrsinfrastruktur einsetzen. Nicht nur die Nord-, sondern auch die Westtangente ist unbe-
dingt abzulehnen. Die Verkehrspolitik muss viel stärker auf die Eindämmung des MIV und 
die Förderung des Fuss- und Veloverkehrs ausgerichtet werden. Ein Wachstum der Bevölke-
rung und gleichzeitige Verdichtung bedeutet viel Verkehr auf kleinem Raum. Dies lässt sich 
nicht effizient mit dem MIV abwickeln, denn gerade seine Flächeneffizienz ist ausseror-
dentlich schlecht. Die im Leitbild erkennbare Stossrichtung, das Wachstum des MIV zu 
dämpfen und den Fuss- und Veloverkehr zu fördern, ist darum nicht nur wünschbar, sondern 
eine Notwendigkeit für ein funktionierendes Verkehrssystem. Die Bemühungen müssten je-
doch weiter gehen, als im Leitbild skizziert.  
 
Lukas Pfisterer, Stadtrat: Es ist heute das erste Mal, dass Sie sich inhaltlich mit der allge-
meinen Nutzungsplanung befassen. Der Einwohnerrat hat im Sommer 2013, also vor etwas 
mehr als einem Jahr, einen Verpflichtungskredit für die Revision der allgemeinen Nutzungs-
planung gutgeheissen. Voraus ging eine erste Phase, in welcher die Hauptthemen der Nut-
zungsplanung abgesteckt und erarbeitet wurden. Dazu hatte im Januar und Februar 2013 be-
reits eine erste öffentliche Mitwirkung bestanden, welche auch rege genutzt worden war. Im 
Grundsatz wurden dort die vom Stadtrat vorgelegten, allgemeinen Themen positiv aufge-
nommen. Gestützt darauf wurden die allgemeinen Themen überarbeitet und ergänzt und dar-
aus dann das Raumentwicklungs-Leitbild (REL) erarbeitet. Im Rahmen der Mitwirkungsmög-
lichkeit zu den Hauptthemen der Nutzungsplanung wurde auch gewünscht, dass umfassende 
Mitwirkungsmöglichkeiten eingeräumt würden. Das hat man gemacht, indem Sie alle anfangs 
2014 Ihre Meinung zum Entwicklungsleitbild äussern konnten. Das haben Sie als Parteiver-
lautbarungen oder Einzelrückmeldungen getan, wie viele andere ebenfalls. Ich danke Ihnen, 
dass Sie sich mit dem REL beschäftigt haben. Es ist vermutlich eines der wichtigsten The-
men, welche wir in der Stadt Aarau haben, oder überhaupt in den Gemeinden, nämlich die 
allgemeine Nutzungsplanung und insbesondere die Bau- und Nutzungsordnung. Es ist deshalb 
umso wichtiger, dass sich die Bevölkerung damit intensiv befassen kann und auch sagt, was 
sie gerne in dieser Bau- und Nutzungsordnung geschrieben haben möchte. Wir müssen ge-
meinsam die räumliche Gesamtstrategie festlegen, und da gibt es Fragen wie z.B. wo man 
verdichten, wo man welche Mobilität ermöglichen oder eben nicht ermöglichen möchte, wo 
man gerne welche Infrastruktur hätte, wo man bauen möchte oder eben nicht, um Räume frei-
zuhalten. Um all diese Themen geht es. Genau dies ist der Inhalt des REL, welches als Kon-
zept die Leitlinien und Grundlagen für die Revision der allgemeinen Nutzungsplanung liefert, 
welche letztendlich dann verbindlich ist. Das REL ist ja noch nicht verbindlich. Der Stadtrat 
hat Ihnen und der Bevölkerung Vorschläge unterbreitet, wohin seiner Meinung nach die Reise 
gehen soll, und diese anfangs Jahr wie erwähnt bereits in die Mitwirkung gegeben. Das Er-
gebnis haben Sie im Vernehmlassungsbericht in der Aktenauflage nachlesen können. Das 
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REL ist mehrheitlich positiv aufgenommen worden. Von den 21 vorgestellten Themen erhiel-
ten 17 eine deutliche Zustimmung. Die höchste Zustimmung erhielt die Landschaftsfreihal-
tung mit Frei- und Grünräumen. Auch bei der Umnutzung im Torfeld Nord oder bei der Wei-
terentwicklung des Kantonsspitals Aarau gab es eine grosse Zustimmung. Etwas geringer war 
die Zustimmung, und das haben Sie heute auch bereits erwähnt, beim Verkehr, wie er damals 
dem REL zugrunde lag. Aber auch zur Entwicklung der Wohngebiete insbesondere im Wes-
ten, z.B. an der Erlinsbacherstrasse, wie wir heute Abend bereits gehört haben, gab es weniger 
Zustimmung. Sogar weniger als 50 % Zustimmung erhielten die beiden Themen Bevölke-
rungswachstum und Energie. Diese Rückmeldungen sind jetzt ins REL eingeflossen, wie Sie 
es heute vorfinden und wie es auch vom Stadtrat beschlossen worden ist. Vorhin wurde ge-
fragt, was Sie überhaupt zum REL sagen sollen, Sie würden es ja nur zur Kenntnis nehmen. 
Es ist ähnlich, wie das beim Politikplan abläuft: Der Politikplan wird vom Stadtrat beschlos-
sen. Konkret wird es dann erst beim Budget. Auch hier ist es so: Der Stadtrat hat das REL 
beschlossen. Konkret wird es dann tatsächlich erst im Rahmen der allgemeinen Nutzungspla-
nung oder wenn der Text der BNO auf dem Tisch liegt. Diesen werden Sie dann aber selbst-
verständlich auch wieder Buchstabe für Buchstabe beraten und beschliessen können. Allen-
falls kann das dann später auch das Volk tun. Dort ist dann aber klar, was kommen soll. Das 
REL gibt doch immerhin die Leitlinien vor, was dann später einmal in der BNO stehen soll. 
Ich möchte jetzt gerne noch auf einige Voten von Ihnen eingehen: Frau Suter hat eigentlich 
drei Themen erwähnt, welche ziemlich zentral für die ganze Revision sind. Das zentralste 
Thema ist das Wachstum. Wie gross soll die Stadt Aarau in Bevölkerungs- und auch in Ar-
beitsplatzzahlen werden? Davon hängt ganz viel ab, was wir in der BNO dann festschreiben. 
Sie haben gesehen, dass dies auch eine der wesentlichen Änderungen ist, welche man ge-
macht hat: Diese Zahlen sind nicht mehr als Ziel, sondern als Potenzial formuliert worden. Es 
geht darum, dass man dies ermöglichen können sollte. Wir legen in der allgemeinen Nut-
zungsplanung Grundlagen, um diese Entwicklung zu ermöglichen. Es geht natürlich darum, 
dass wir einerseits das Wohnen ermöglichen können müssen. Man sieht das auch beim kant. 
Richtplan, welcher jetzt in der öffentlichen Mitwirkung steht. Der Kanton hat enorme Zahlen, 
wie die Bevölkerungsmenge des Kantons Aargau zunehmen wird. Wir sind der Meinung, dass 
es klüger ist, wenn diese Menschen in den bereits überbauten Gebieten wohnen werden, als 
zusätzliches Land einzonen zu müssen. Wir werden übrigens, und da nehme ich bereits ein 
von Ihnen vorgebrachtes Votum auf, keinen einzigen Quadratmeter Land einzonen, sondern 
lediglich umzonen. Wir werden also kein Landwirtschaftsland zu Bauland machen. Alles 
Land, welches heute schon Bauland ist, bleibt auch Bauland. Aber es gibt Umzonungen, das 
ist so. Bezüglich Verkehr haben wir heute auch verschiedene Voten gehört: Die einen wollen, 
dass der motorisierte Verkehr nicht nur um, sondern auch durch Aarau hindurchgeführt wird. 
Die anderen hätten lieber, dass der motorisierte Verkehr eingeschränkt und viel mehr der 
Fussgänger- und Zweiradverkehr gefördert würde. Es ist exemplarisch, wie hier im Rat ge-
sprochen wird und auch in der Mitwirkung zu sehen war: Hier treffen verschiedenste Interes-
sen aufeinander. Es ist aber auch so, dass das Netz der Stadt Aarau ausgelastet ist. Das sehen 
Sie tagtäglich. Wir müssen uns hier Ideen überlegen, und im Rahmen der BNO sind wir da 
auch dran. Auch bei den grundeigentümerverbindlichen Vorgaben haben wir heute Abend 
gemerkt, dass die Interessen nicht überall gleich liegen. Ich habe es vorhin bereits erwähnt, 
dass wir bei diesem Thema in den Rückmeldungen weniger als 50 % Zustimmung erhalten 
haben. Aber es ist in unserer Gemeindeordnung enthalten, dass wir auch bei diesem Anliegen 
etwas unternehmen müssen. Wir haben also diesen Auftrag und werden ihn auch umsetzen. 
Wir wollen das aber möglicherweise über Anreize schaffen, wie das heute Abend auch schon 
erwähnt worden ist. Wenn jemand ein bestimmtes Anliegen erfüllt, welches wir haben, dürfte 
man auch etwas mehr machen. Sie können im REL nachlesen, dass dann bspw. ein zusätzli-
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ches Geschoss erstellt werden darf. Das sind Möglichkeiten, welche der Stadtrat prüfen und 
dann versuchen wird, in diesem Sinne umzusetzen. Die Gefahr der Überregulierung ist er-
wähnt worden. Dies ist mir auch ein Anliegen. Es ist das Anliegen aller hier Mitarbeitenden, 
dass wir, soweit möglich, eine schlanke allgemeine Nutzungsplanung erarbeiten können, wel-
che v.a. auch lesbar ist. Man soll nicht zuerst noch dicke Bücher hervornehmen müssen zum 
Abklären, was überhaupt darin steht. Das ist uns wirklich ein grosses Anliegen. Auch der 
"Nichtgeschulte" soll verstehen können, was überhaupt in der BNO steht. Aber letztlich ist es 
natürlich ein technisches Regelwerk, welches sich nie wie ein Krimi oder Roman lesen wird. 
Die Erlinsbacherstrasse wurde auch in der Mitwirkung zum REL vorgebracht. Dieses Thema 
wird uns noch beschäftigen. Sie haben aber auch gesehen, dass der Stadtrat dieses Anliegen 
aufgenommen hat. Wenn Sie das Bild in der ersten Fassung des REL angeschaut haben und 
jetzt mit dem Bild der vorliegenden Fassung vergleichen, hat es dort jetzt klar einen Grün-
streifen, welchen man entlang der Aare vorsieht. Das Thema Altstadt wurde erwähnt und die 
Unterteilung in zwei Teile: Das ist nicht im Rahmen des REL entstanden, sondern war Ergeb-
nis eines breit angelegten Workshops. Dieses Anliegen ist so aufgenommen worden. Natür-
lich muss noch geklärt werden, wie man das umsetzt. Das Anliegen ist aber bereits relativ 
breit abgestützt. Hier werden wir wohl nicht weit davon abkommen. Ich denke, dass wird dies 
vermutlich so beibehalten werden. Sie erwähnten das Fehlen des Themas Um- oder Zwi-
schennutzung in der BNO: Dies ist nicht eigentlich ein Thema der allgemeinen Nutzungspla-
nung. Darin soll festgelegt werden, was so oder anders gebaut werden kann. Was nachher 
konkret in diese Bauten hineinkommt, ist Sache der einzelnen Grundeigentümer. Wir schaffen 
nur die Möglichkeiten zu bauen, aber die Bauten müssen nachher durch die Grundeigentümer 
selber ausgefüllt werden. Dasselbe gilt für das Thema der "Jungen": Im Rahmen der allge-
meinen Nutzungsplanung schaffen wir Möglichkeiten, um in der Stadt leben zu können. Was 
aber nachher in der Stadt passiert, ist Ihnen und uns allen überlassen. Ich glaube, ein junger 
Mensch hat im Endergebnis gewisse Ansprüche, aber ein älterer Mensch hat ebenfalls An-
sprüche und die "mittelalterlichen" ebenso. Wir versuchen hier einfach, für alle das Mögliche 
zu machen. Noch einmal: Eine sog. Wohnbaupolitik ist nicht Thema einer BNO. Es sind an-
dere Wege, wo das entschieden werden muss. Letztendlich danke ich Ihnen, dass Sie das REL 
als Konzept im Grundsatz positiv aufgenommen haben. Die von Ihnen angesprochenen The-
men sind dem Stadtrat bekannt und werden von ihm auch bearbeitet. Wir sind ebenfalls alle 
gespannt, was am Schluss als Text herauskommt und werden sicher noch einmal miteinander 
darüber diskutieren können. Ich hoffe, dass Sie das Raumentwicklungs-Leitbild zur Kenntnis 
nehmen und danke Ihnen dafür. 
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur 
 
Abstimmung 
 
Der Einwohnerrat fasst mit 44 Ja-Stimmen und ohne Gegenstimme folgenden 
 
Beschluss 
 
Vom Raumentwicklungs-Leitbild (REL) vom 23. Juni 2014 wird Kenntnis genommen. 
 
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 2 der Gemeindeordnung keinem Referendum. 
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Traktandum 5 
 

GV 2014 - 2017 / 52 
 

60. Stadtbauamt, Stadtentwicklung; Umwandlung von 20 Aushilfs-Stellen-
prozenten in ein unbefristetes Pensum, unter gleichzeitiger Reduktion 
von  20 % Aushilfspensum 
 

 
Mit Botschaft vom 4. August 2014 unterbreitet der Stadtrat dem Einwohnerrat zu diesem Ge-
schäft den folgenden 
 
Antrag: Der Einwohnerrat möge unter Kenntnisnahme des Wegfalls von 20 Prozent 

Aushilfspensum für das Stadtbauamt, Stabsstelle Stadtentwicklung, die Um-
wandlung von 20 Aushilfs-Stellenprozenten in ein definitives Pensum für die 
Projektleitung Raumplanung per 1. Januar 2015 bewilligen. 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Die FGPK hat dieses Geschäft an ihrer Sitzung vom 
12. August 2014 diskutiert und empfiehlt dem Einwohnerrat, dem stadträtlichen Antrag zuzu-
stimmen. Auf ein Kommissionsreferat wird verzichtet.    
 
Peter Jann: Die Fraktion  Pro Aarau – EVP/EW – GLP beurteilt die Umwandlung und Re-
duktion von Stellenprozenten seitens der Verwaltung, Abteilung Stadtentwicklung. Der An-
trag zeigt, dass sich die Verwaltung aktiv und seriös mit dem effektiven Personalbedarf ausei-
nandersetzt und nicht einfach auf dem bestehenden Stellenetat beharrt. In diesem Sinne ist der 
Antrag auch ein vertrauensbildendes Zeichen gegenüber dem Parlament. Für unsere Fraktion 
ist darum ein solches Zeichen auch eine Verpflichtung für das Parlament, zukünftige Anträge 
auf eine Erhöhung des Personalbestands ernsthaft und unvoreingenommen im Abgleich mit 
den Aufgaben zu überprüfen und nicht von vornherein kategorisch abzulehnen – auch im 
Rahmen von Stabilo.  
 
Jolanda Urech, Stadtpräsidentin: Ich danke Ihnen für die gute Aufnahme ohne kritische 
Äusserungen. Der Stadtrat ist auch der Meinung, dass hier ein guter Vorschlag unter ver-
schiedenen Titeln vorliegt. Es ist unüblich, dass der Stadtrat mit einem Antrag ohne finanziel-
le Verknüpfung kommt. Wir wollen also kein Geld vom Einwohnerrat. Wir unterbreiten einen 
Vorschlag der Umwandlung einer Aushilfsstelle in feste Stellenprozente. So wird unter dem 
Strich sogar eine gewisse Einsparung möglich, wenn man das so nennen will. Der Stadtrat 
glaubt auch, dass dies eine vertrauensbildende Massnahme ist und der Einwohnerrat daraus 
sehen kann, dass sich der Stadtrat um gute Lösungen bemüht.  
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur 
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Abstimmung 
 
Der Einwohnerrat fasst einstimmig folgenden 
 
Beschluss 
 
Für das Stadtbauamt, Stabsstelle Stadtentwicklung, wird die Umwandlung von 20 Aushilfs-
Stellenprozenten in ein definitives Pensum für die Projektleitung Raumplanung per 1. Januar 
2015 bewilligt. 
 
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Refe-
rendum. 
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Traktandum 6 
 

GV 2014 - 2017 / 54 
 

61. Sanierung und Umgestaltung Vordere Vorstadt: Projektierungskredit 
 

 
Mit Botschaft vom 4. August 2014 unterbreitet der Stadtrat dem Einwohnerrat zu diesem Ge-
schäft den folgenden 
 
Antrag: Für die Projektierung der Sanierung und Umgestaltung der "Vorderen Vor-

stadt" sei ein Verpflichtungskredit von Fr. 175'000.- inkl. MwSt., zuzüglich 
allfälliger teuerungsbedingter Mehrkosten, zu bewilligen. 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Die FGPK hat das Geschäft an ihrer Sitzung vom 12. Au-
gust 2014 beraten und einen Abänderungsantrag beschlossen mit folgendem Wortlaut: 
 
Für die Projektierung der Sanierung und Umgestaltung der "Vorderen Vorstadt" sei ein Ver-
pflichtungskredit von Fr. 200'000.- inkl. MwSt., zuzüglich allfälliger teuerungsbedingter 
Mehrkosten, zu bewilligen. 
 
Die FGPK beantragt dem Einwohnerrat, den abgeänderten Antrag zu bewilligen. 
 
Gabriela Suter, Sprecherin FGPK: An der Sitzung vom 12. August 2014 hat die FGPK das 
Geschäft "Sanierung und Umgestaltung Vordere Vorstadt; Projektierungskredit" behandelt. 
Als Auskunftspersonen zur Verfügung standen Stadtrat Werner Schib und Stadtbaumeister 
Felix Fuchs. Zu diesem Geschäft stellt die FGPK einen Abänderungsantrag. Ich werde darauf 
zurückkommen. Für die Kommission ist klar, dass die Vordere Vorstadt sanierungsbedürftig 
ist und etwas gemacht werden muss. Die Meinungen gingen allerdings auseinander, wieviel 
eine solche Sanierung und deshalb auch, wieviel die Projektierung der Sanierung kosten darf. 
Im Wesentlichen ist es bei der Kontroverse um das Element Wasser gegangen. Zur Botschaft 
mitgeliefert worden ist nämlich eine Gestaltungsstudie vom Büro Kuhn.Pfiffner aus Aarau. 
Leitgedanke dieser Gestaltungsstudie ist bei beiden vorgeschlagenen Varianten das Element 
Wasser. Der Stadtrat will aber bei der Projektierung aus wirtschaftlichen Gründen auf dieses 
Element verzichten. Die Projektierung würde mit der Einplanung des Elements Wasser um 
25'000 Franken teurer. Von Seiten der Kommission ist darauf aufmerksam gemacht worden, 
dass die Einmündung der Vorderen Vorstadt in die Schönenwerderstrasse und gegen den 
Aargauerplatz für Velofahrerinnen und Velofahrer nicht gut gelöst sei. Dies sei auch in einer 
Umfrage von Pro Velo herausgekommen. Die Auskunftspersonen haben versichert, dass diese 
Anregung für die Beratungen mit dem Kanton mitgenommen wird. Ein weiteres Thema war 
die mögliche Verschiebung des Gertrud Wagner-Brunnens anstelle der Errichtung eines zwei-
ten Brunnens an der Einmündung Rain. Mit dem Protokoll ist uns mitgeteilt worden, dass die 
Kosten einer Verschiebung heute nicht einmal annäherungsweise geschätzt werden können. 
Bei der Projektierung könne eine grobe Prüfung vorgenommen werden. Es wurden Fragen zu 
den Kostenschätzungen und den in den Politikplan eingestellten Beträgen geäussert: Die Aus-
kunftspersonen erläuterten, dass bei diesem Stand des Projektes nur eine sehr grobe Kosten-
schätzung gemacht werden kann. Die Kosten bei der Sanierung der Altstadt mit Wasserele-
menten waren pro Quadratmeter 1'000 Franken, bei der Vorderen Vorstadt rechnet man zur-
zeit mit 600 Franken ohne Wasserelemente. Ob man nicht beide Varianten projektieren und 
ein Vorprojekt erstellt werden könnte, ist von Seiten der Kommission gefragt worden. Die 



Einwohnerrat Aarau 
Sitzung vom 25. August 2014 

Amtsperiode 2014/2017 
Seite 204 

 

Auskunftspersonen haben entgegnet, dass dies möglich sei, dass der Stadtrat aber der Mei-
nung sei, man solle die Weichen jetzt stellen. Eine Variantenplanung und ein Vorprojekt wür-
den auch wieder kosten. Der Stadtrat bemühe sich, Sparmassnahmen zu realisieren. Es sei 
möglich, modulartig zu projektieren, aber man wolle vermeiden, mit einem Vorprojekt noch 
einmal an den Einwohnerrat zu gelangen, weil es um einen relativ kleinen Kreditantrag ginge. 
Ein Vorprojekt würde nur Aufwand in der Verwaltung generieren. Die Minderheit der Kom-
mission ist der Meinung, dass die Vordere Vorstadt ohne Wasserelement saniert werden solle 
und begrüsst die Sparmassnahmen des Stadtrats. Die Mehrheit der Kommission ist dem An-
trag der SP-Einwohnerrätin Gabriela Suter – das bin ich – gefolgt und stellt den Abände-
rungsantrag, dass das Wasserelement in die Projektierung mit einbezogen und der Projektie-
rungskredit deshalb um 25'000 Franken erhöht wird. Begründet ist der Abänderungsantrag 
folgendermassen: Die Vordere Vorstadt sei eine wichtige Verbindung an prominenter Lage 
und mit der Neugestaltung würde sie die Altstadt mit dem "Regierungsviertel des Kantons" 
sowie dem Kunsthaus verbinden. Es sei schade, dass bereits bei der Projektierung auf das 
Kernelement der Gestaltungsstudie verzichtet werden solle. Der Einwohnerrat solle zwischen 
zwei Varianten auswählen können. Der FGPK-Abänderungsantrag lautet also:  
 
Dem Einwohnerrat wird empfohlen, für die Projektierung der Sanierung und Umgestaltung 
der Vorderen Vorstadt einen Verpflichtungskredit von Fr. 200'000 inkl. MwSt., zuzüglich 
allfälliger teuerungsbedingter Mehrkosten, zu bewilligen. 
 
Die klare Mehrheit der Kommission bittet Sie, diesem Abänderungsantrag zuzustimmen.  
 
Ich schliesse gleich die Meinung der SP-Fraktion an: Die SP-Fraktion ist grossmehrheitlich 
für den Abänderungsantrag der FGPK. Ich erläutere Ihnen gerne die Überlegungen unserer 
Fraktion zu diesem Geschäft: Wie ein Flickenteppich sieht der Strassenbelag der Vorderen 
Vorstadt zurzeit aus, aber wie ein Flickenteppich, an welchem schon etliche Tiere genagt ha-
ben. Es hat grosse Löcher darin. Die engen Trottoirs machen die Strasse für Besucherinnen 
und das Gewerbe auch nicht unbedingt attraktiver. Es ist ganz im Gegenteil schwierig, dort 
draussen Stühle, Tische oder Plakate aufzustellen. Die SP-Fraktion begreift, dass die Gewer-
betreiber/-innen an der Vorderen Vorstadt den Anstoss zur Neugestaltung gegeben haben und 
ist ebenfalls der Meinung, dass die Strasse saniert werden muss. Die Vordere Vorstadt ist eine 
wichtige Verbindung zwischen Altstadt und den kantonalen Bauten. Kunsthaust, Kantonsbib-
liothek, Grossrats- und Regierungsgebäude, welche stark frequentiert werden, sind in nächster 
Umgebung. Diese Besucherinnen und Besucher von Aarau sollen den Weg in die Altstadt 
finden und nicht von dieser unästhetischen Strasse mit Flickenteppich abgeschreckt werden 
und eine Kehrtwende Richtung Bahnhof machen. Es soll eine einladende Gestaltung der Vor-
deren Vorstadt geben, welche das Flair der Altstadt antönt. Eine Mehrheit unserer Fraktion ist 
der Meinung, dass das Element Wasser bereits in der Vorderen Vorstadt miteingeplant wer-
den und eben quasi in die Altstadt hinunter führen solle. Für uns muss es auch keine sog. Lu-
xusvariante sein, da sind wir uns wohl alle einig hier im Saal. Das Wasser muss auch nicht 
gleich dominant zum Vorschein kommen wie in der Altstadt, z.B. wie bei der Rathausgasse 
oder der Pelzgasse, aber es soll vorhanden sein. Um die Kosten tief zu halten, wäre es auch 
eine Überlegung wert, den Strassenbelag in Asphalt statt in Guberstein zu planen. Wir sind 
sicher, dass die Anwohnerinnen und Anwohner der Vorderen Vorstadt dankbar wären. As-
phalt macht deutlich weniger Lärm als Gubersteine, wenn Autos darüberfahren. Leider bleibt 
die Vordere Vorstadt ja befahren, zumindest einseitig. A propos Verkehr: Für uns ist es wün-
schenswert, dass Tempo 30 eingeführt wird, wenn nicht gar eine Begegnungszone, wie das 
die Studie in der Aktenauflage auch zeigt. Die Einmündung Vordere Vorstadt in die Schö-
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nenwerderstrasse wurde von Pro Velo als Stolperstein für Velofahrerinnen und Velofahrer 
ausgemacht. Die Vordere Vorstadt ist Teil des kant. Radwegnetzes. Da muss sicher optimiert 
und mit dem Kanton das Gespräch gesucht werden. Schliesslich würde es die SP-Fraktion 
begrüssen, wenn mit der Projektierung auch die Versetzung des Gertrud Wagner-Brunnens 
geprüft würde. Allenfalls könnte er in der Vorderen Vorstadt als Wasserelement eingesetzt 
werden. Sie sehen, die SP-Fraktion will die Sanierung der Vorderen Vorstadt und bittet Sie 
deshalb grossmehrheitlich, dem Abänderungsantrag der FGPK zuzustimmen. 
 
Markus Meier: Die Vordere Vorstadt muss saniert werden und eine Umgestaltung ist erfor-
derlich. Der Stadtrat hat uns einen Bericht und Antrag vorgelegt, in denen Analyse, Zielset-
zung, Leitgedanke und verschiedene Varianten aufgeführt sind. Die Randbedingungen wie 
Ortsbild, Altstadt, Kreisel und Stadtbach wurden berücksichtigt. Der Stadtrat hat uns auf die-
ser Basis einen vernünftigen Antrag mit den Projektierungskosten von 175'000 Franken un-
terbreitet. Wenn wir jetzt das Wasserelement einbeziehen, was erhalten wir dann für diese 
25'000 Franken? Wir erhalten die Bestätigung, dass mit dem Einbezug des Wasserelements 
das Projekt 60-70 % teurer wird. Die Kosten werden also von 600 Franken pro Quadratmeter 
auf 1'000 Franken steigen. Wir erhalten einen Vorschlag mit bedeutend höheren Unterhalts- 
und Energiekosten, denn mit grosser Wahrscheinlichkeit wird es dort eine Anlage mit Pumpe 
brauchen und keinen tieferen Graben wie in der Pelzgasse geben, welcher fliesst. Wir erhalten 
einen Vorschlag mit einer beengten und komplizierten Verkehrssituation für Auto, Bus, Velo 
und Fussgänger auf dem vorgegebenen Raum. Wir lehnen in diesem Sinne einstimmig den 
Abänderungsantrag der FGPK ab und empfehlen Ihnen, den überlegten, kostenbewussten 
Antrag des Stadtrates zu genehmigen.  
 
Thomas Richner: Die Strassen, Trottoirs und Werkleitungen der Vorderen Vorstadt und die 
Einmündung des Rains benötigen eine Sanierung. Der Stadtrat beantragt uns heute einen Ver-
pflichtungskredit für die Projektierung der notwendigen Arbeiten unter Einbezug der zwei 
Varianten der Verkehrsführung der Gestaltungsstudie. Natürlich könnte bei dieser Gelegen-
heit gerade die ganze Strasse grundsätzlich neugestaltet bzw. umgebaut werden. Auch hier 
könnten wir für viel Geld künstliche Bachrinnen, zusätzliche Brunnen und Gestaltungsele-
mente bauen. Solche neuen Elemente würden die Kosten der Sanierung sicher schlussendlich 
um mindestens eine halbe bis eine Million Franken erhöhen, von den Folgekosten für Unter-
halt, Putzarbeiten oder auch der Energie für Pumpen einmal ganz abgesehen. Zusätzlich gilt 
es zu bedenken, dass die Vordere Vorstadt eine befahrene Strasse bleibt und nicht wie die 
Altstadt verkehrsfrei werden soll. Irgendwo muss der Verkehr ja auch in der Stadt Aarau noch 
fliessen. Wir gratulieren dem Stadtrat für die Sparbemühungen bereits in der Startphase dieses 
Projektes. Für die Stabilisierung des Finanzhaushaltes gemäss den Legislaturzielen müssen 
wir uns bei solchen Projekten auf das Notwendige beschränken. In diesem Sinne unterstützt 
die SVP-Fraktion einstimmig den Antrag des Stadtrates für die Projektierung und lehnt den 
Antrag der FGPK ab. Bezüglich des Vorgehens der Projektierung schlagen wir dem Stadtrat 
vor, zusätzlich zu den Vernehmlassungen bei den Anstössern auch eine einfache Vernehmlas-
sung bei den Fraktionen durchzuführen. Dies könnte helfen, dass nicht am Schluss der Ein-
wohnerrat wieder ein pfannenfertiges Projekt erhält und eigentlich nur noch Ja oder Nein sa-
gen oder eine Rückweisung beantragen kann, sondern wir vorher schon unsere Meinung ein-
bringen könnten. 
 
Petra Ohnsorg: "Historisch und aktuell hat die Vordere Vorstadt praktisch die gleiche Be-
deutung wie die Gassen innerhalb der Altstadt. Die Vorstadt entstand gleichzeitig mit der 
Kernstadt. Die Nähe zum politischen Zentrum des Kantons, dem Regierungsgebäude und dem 
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Grossratsgebäude, wie auch dem renommierten Kunsthaus geben diesem Viertel einen Reprä-
sentationswert." So steht es in der Studie der Planergemeinschaft Kuhn.Pfiffner. Schön. Wir 
sind sehr erfreut, dass der Auftragnehmer den Wert der Vorderen Vorstadt erkennt und her-
vorstreicht. Nicht erfreut sind wir darüber, dass der Auftraggeber ausgerechnet die Was-
serelemente der Sparwut opfern will. Wundern tut es uns ja eigentlich nicht mehr – leider. 
Aber diese Elemente sind einerseits historisch belegt und andererseits ganz wesentlich für die 
Herstellung des Bezugs zur Altstadt. Wir finden es richtig und wichtig, dass sich die Vordere 
Vorstadt als repräsentative Achse gestalterisch mit der Altstadt verbindet – als Wakker-Stadt 
erst Recht. Wenn wir in der Vergangenheit immer so gespart hätten, dann glaube ich nicht, 
dass wir diese Auszeichnung erhalten hätten. Wäre es vielleicht möglich, das Wasser auch 
ohne Pumpanlagen ins historische Bachrohr zu führen, z.B. wenn man es vom Brunnen vor 
dem Regierungsgebäude ableiten würde? Wenn, was wir nicht hoffen, tatsächlich auf die 
Wasserelemente verzichtet wird, dann soll dies lieber konsequent erfolgen und für die Vorde-
re Vorstadt eine eigenständige Gestaltung gewählt werden, und zwar ohne das Alibi-
Wasserelement in Form der Entwässerungsrinne. Dann hätte ich da noch eine Frage: Weshalb 
wurde eigentlich, Belag hin oder her, der Rain nicht in die Projektierung eingeschlossen? Als 
ältester Stadtteil gehört er ebenfalls zur Altstadt, und dem verstärkten Verkehrsaufkommen ist 
er ja nicht wirklich gewachsen. Die Situation dort wirkt während den Stosszeiten unübersicht-
lich, bisweilen gar chaotisch. Wir würden es deshalb sehr begrüssen, wenn der ganze Perime-
ter, wie im Verkehrsgutachten vorgeschlagen, zur Begegnungszone würde. Wir nehmen den 
Abänderungsantrag der FGPK einstimmig an. 
 
Barbara Schönberg: Die Neugestaltung der Vorderen Vorstadt ist sehr begrüssenswert, zu-
mal sie die Kernaltstadt und somit die ganze Stadt Aarau aufwertet. Aus den historischen Be-
gebenheiten geht hervor, dass die Schlaufe Vordere Vorstadt/Rain schon früh als Ausfahrts-
strasse aus der Stadt diente. Diese Schlaufe wird auch in Zukunft ein, wenn auch beruhigtes 
Verkehrsaufkommen aufweisen. Die Neugestaltung der Vorderen Vorstadt ist somit in gewis-
sem Sinne weiterhin eine Verkehrsader und darf sich deshalb auch von der eigentlichen Kern-
stadt unterscheiden. Aus diesem Grund ist es für uns nicht zwingend, dass das Wasser sicht-
bar durch diese Strasse hindurchgeführt wird, v.a. wenn sich dann grössere Kosten einsparen 
lassen. Die übrigen baulichen Massnahmen sollten aber so gewählt werden, dass es sowohl 
für das Gewerbe in der Vorderen Vorstadt einladend ist, wie auch architektonisch auf die 
Kernaltstadt hin ausgerichtet und gestaltet wird, sodass die Menschen quasi auf die Altstadt, 
welche der Kern ist und wo das Wasser sichtbar ist, hingeführt werden. So sollte das gestaltet 
werden. Wir stimmen dem Projektierungskreditantrag des Stadtrates gerne zu. 
 
Ueli Hertig: Die Vordere Vorstadt ist das Tor zur Altstadt. Heute können wir über einen Pro-
jektierungskredit für die Sanierung und Umgestaltung entscheiden. Da gemäss Bericht und 
Antrag eine Sanierung dringend ist, weil die Pflästerung gravierende Mängel aufweist und die 
Werkleitungen altershalber ersetzt werden müssen, begrüsst unsere Fraktion nicht nur eine 
Sanierung, sondern auch die Umgestaltung der Vordere Vorstadt. Nur so kann die Aufent-
haltsqualität massiv verbessert wird. Verschiedene Varianten der Verkehrsführung sollen im 
Projekt noch einmal überprüft und aufgezeigt werden. Wichtig wäre uns ein Verkehrsregime, 
bei dem die Verkehrsmenge deutlich reduziert wird. Dazu soll im Projekt grosszügig Platz für 
Fussgänger und Velofahrer und genügend Veloabstellplätze vorhanden sein. Das Projekt soll 
als Plan und als Bericht in Kostenmodulen dargestellt werden. Dann kann mit dem Baukredit 
entschieden werden, welche Module im Kosten-/Nutzenverhältnis am besten abschneiden. 
Leider hat der Stadtrat schon vorgängig beschlossen, auf die Gestaltung mit einem Was-
serelement zu verzichten. Ich finde dies sehr schade, denn zum heutigen Zeitpunkt wissen wir 
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nicht, welche Aufwertung das Projekt mit dem Einbezug des Wassers bekommt, noch kann 
später darauf zurückgekommen werden. Es muss nicht zwingend eine Fortführung der Was-
serinne wie in der Altstadt sein. Haben Sie doch Vertrauen in die Kreativität der Planer. Der 
Projektierungsaufwand mit einem Wasserelement kostet im Verhältnis zu den Realisierungs-
kosten weniger als 2 %. Es wäre wirklich eine verpasst Chance, wenn wir heute neben dem 
Projektierungskredit von 175'000 Franken nicht auch die zusätzlichen 25'000 Franken für die 
Projektierung von Wasserelementen genehmigen würden. 
 
Rainer Lüscher: Vielleicht habe ich die Vorlage etwas zu wenig genau studiert, das ist mög-
lich, aber ich habe nirgends etwas gelesen über die Werkleitungen, obwohl zwei meiner Vor-
redner eindeutig gesagt haben, dass diese alt seien und ersetzt werden müssten. Mir fehlt in 
dieser Vorlage etwas über die Schnittstelle, was die IBAarau AG unternimmt bzw. ob es neue 
Kanalisationsrohre gibt und ob das in diesem Kredit enthalten ist. Gibt es neue Wasser-, Gas- 
oder Stromleitungen? Gibt es ev. Leerrohre für eine Glasfaserleitung? Ich hätte gerne vor der 
Zustimmung diesbezüglich eine kleine Orientierung, ob das bei dieser Projektierung dabei ist 
oder nicht.    
 
Werner Schib, Stadtrat: Sie sind sich alle einig, dass diese Sanierung offensichtlich nötig 
ist, und wir sind uns auch alle einig, dass die Vordere Vorstadt ein ganz wichtiger Strassenzug 
für Aarau ist, bei welchem wir sorgfältig planen und bauen müssen. Gerade weil dies ein so 
wichtiger Strassenzug ist, will der Stadtrat dort nicht sparen. Wir wollen keine Billiglösung 
realisieren. Das kommt im eingesetzten Kostenbetrag zum Ausdruck. Der Kostenschätzung 
von 1,4 Mio. Franken liegt der Quadratmeterpreis von 600 Franken zugrunde. Eine einfache 
Quartierstrasse wird für durchschnittlich 200 Franken pro m2 gebaut. Es wurde gesagt, dass 
der Preis in der Altstadt bei über 1'000 Franken pro m2 lag. Der doch recht hohe Quadratme-
terpreis von 600 Franken zeigt, dass es bei der Vorderen Vorstadt keine Billiglösung gibt. Es 
gibt eine Lösung, in welcher es auch Platz für gestaltende Elemente, einen einladenden Stras-
senraum und eine einladende Vordere Vorstadt haben wird. So gesehen finde ich den Begriff 
der Sparwut etwas fehl am Platze. Es gibt, wie gesagt, keine Billiglösung und von Sparwut 
kann nicht gesprochen werden. Aber die finanzpolitischen Überlegungen haben den Stadtrat 
doch dazu bewogen, in einem ganz konkreten Fall die Investitionskosten etwas zu senken. Er 
wollte ganz konkret versuchen, nicht noch mehr laufenden Unterhalt zu generieren als nötig. 
Wenn wir hier ein Wasserelement bauen würden, hätte das sicher wieder im Unterhalt zusätz-
liche Kosten zur Folge. Das sind die Überlegungen, weshalb Ihnen der Stadtrat beliebt ma-
chen möchte, dem stadträtlichen Antrag zuzustimmen und auf die Projektierung dieser Was-
serelemente zu verzichten. Auch ohne diese Wasserelemente gibt es eine gute Lösung in der 
Vorderen Vorstadt. Noch einige Bemerkungen zu einzelnen Voten: Gabriela Suter hat die 
Einfahrt in den Aargauerplatz bzw. die Schönenwerderstrasse angesprochen. Der Aargauer-
platz harrt ja noch einer definitiven Lösung. Dort ist die Verkehrssituation noch in einem Pro-
visorium. Es ist klar, dass sich der Stadtrat dafür einsetzen wird, dass im Zusammenhang mit 
dem Kanton, welcher Bauherr der Kantonsstrassen ist, die Veloeinfahrt angeschaut werden 
kann. Es wurde über Asphalt oder Guberstein gesprochen. Das werden wir prüfen. Ich persön-
lich finde, dass dort Guberstein hingehört, aber wir werden sicher auch noch einmal prüfen, 
ob allenfalls ein Asphaltbelag gemacht werden könnte. Thomas Richner hat eine einfache 
Vernehmlassung bei den Fraktionen angesprochen. Mir scheint das Wort "einfach" noch 
wichtig zu sein, denn es ist klar, dass es wieder Aufwand gäbe, wenn wir hier wieder eine 
Einwohnerratsbotschaft vorlegen müssten. Es wäre mit Aufwand für die Verwaltung, den 
Einwohnerrat und den Stadtrat verbunden. Es ist so, dass der Zeitplan relativ gedrängt ist. Die 
Vernehmlassung ist für den Sommer 2015 vorgesehen. Im Herbst 2015 soll der Baukredit vor 
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den Einwohnerrat kommen. Wenn es da noch Vernehmlassungen gibt, frisst das gleich wieder 
ein halbes Jahr weg. Aber wir nehmen das sicher auf. Es gibt jetzt ja dann das Gespräch zwi-
schen dem Stadtrat und der Präsidentenkonferenz zwecks Transparenz und Verbesserung der 
gegenseitigen Beziehungen zwischen Stadtrat und Einwohnerrat. Es wäre sicher ein Thema, 
welches hier aufgenommen werden könnte, wie solche einfachen Vernehmlassungen in Zu-
kunft durchgeführt werden könnten. Petra Ohnsorg hat den Rain angesprochen. Der Rain ist 
bezüglich der Strasse nicht sanierungsbedürftig, weshalb er nicht einbezogen ist. Bezüglich 
Verkehrsregime ist noch nichts gesagt. Es gibt ein Gutachten dort, das zeigt, dass mehrere 
Möglichkeiten bestehen, z.B. Tempo 50, 30 oder 20. Der Stadtrat wird sich sicher auch Ge-
danken machen müssen, welches Verkehrsregime dann beim Rain gelten soll. Diese Frage ist 
pendent und wird sicher noch geklärt. Ueli Hertig hat Veloabstellplätze gefordert. Diese 
braucht es dort nicht, denn in der Altstadt Aarau gilt das Veloregime, dass die Velos überall 
abgestellt werden dürfen. So wurde mir das gesagt und deshalb mache ich das jetzt so, seit ich 
das weiss. Deshalb ist es sicher nicht die Politik der Stadt, möglichst viele Veloabstellplätze 
zu bauen. Das ist dort nicht angedacht und würde dem geltenden Regime nicht entsprechen. 
Ich komme noch zum Votum von Rainer Lüscher: Der Leitungsbau wird sicher angeschaut. 
Wir haben hier eine Kreditvorlage. Strassenbau ist natürlich eine eigene Geschichte, dies im 
Gegensatz zum Wasserbau bzw. der Kanalisation. Das sind Eigenwirtschaftsbetriebe. Dort 
werden Projektierungs- und erst recht dann Baukosten über die Eigenwirtschaftsbetriebe Ka-
nalisation, Wasser etc. verrechnet. Das gilt natürlich umso mehr auch für die IBAarau AG. 
Sie müssen ihre Leitungen selber bauen. Es ist aber sicher so, dass beim Aufreissen einer 
Strasse auch die IBAarau AG über den Zeitpunkt informiert wird mit dem Hinweis, ihre Lei-
tungen auch gleich zu erneuern. Dasselbe gilt natürlich ebenfalls bezüglich Kanalisation. Wie 
diese Leitungen dort unten aussehen, weiss ich nicht. Das wird aber sicher auch während der 
Projektierungsphase geklärt werden.           
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Wir werden zuerst den Abänderungsantrag der FGPK dem 
stadträtlichen Antrag gegenüberstellen. Der obsiegende Antrag kommt dann in die Schlussab-
stimmung. Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen wir zu den 
 
Abstimmungen 
 
Abänderungsantrag FGPK Für die Projektierung der Sanierung und 

Umgestaltung der "Vorderen Vorstadt" sei 
ein Verpflichtungskredit von Fr. 200'000.- 
inkl. MwSt., zuzüglich allfälliger teuerungs-
bedingter Mehrkosten, zu bewilligen. 
 

15 Stimmen 

Antrag Stadtrat Für die Projektierung der Sanierung und 
Umgestaltung der "Vorderen Vorstadt" sei 
ein Verpflichtungskredit von Fr. 175'000.- 
inkl. MwSt., zuzüglich allfälliger teuerungs-
bedingter Mehrkosten, zu bewilligen. 
 

30 Stimmen 

 
Der stadträtliche Antrag hat obsiegt. 
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Schlussabstimmung  
 
Der Einwohnerrat fasst einstimmig folgenden 
 
Beschluss 
 
Für die Projektierung der Sanierung und Umgestaltung der "Vorderen Vorstadt" wird ein 
Verpflichtungskredit von Fr. 175'000.- inkl. MwSt., zuzüglich allfälliger teuerungsbedingter 
Mehrkosten, bewilligt. 
 
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Refe-
rendum.  
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Traktandum 7 
 

GV 2014 - 2017 / 40 
 

62. Reglement über das Taxiwesen (Taxireglement) 
 

 
Mit Botschaft vom 26. Mai 2014 unterbreitet der Stadtrat dem Einwohnerrat zu diesem Ge-
schäft den folgenden 
 
Antrag: Der Einwohnerrat möge das Reglement über das Taxiwesen (Taxireglement) 

erlassen. 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Die FGPK hat dieses Geschäft an der Sitzung vom 
12. August 2014 beraten. Dabei wurden zwei Abänderungsanträge beschlossen. Dem Ein-
wohnerrat wird empfohlen, das Reglement über das Taxiwesen (Taxireglement) unter Be-
rücksichtigung der Abänderungsanträge der FGPK zu erlassen. Zudem sind zu drei Paragra-
phen Abänderungsanträge der SVP eingegangen. Das Eintreten auf dieses Geschäft ist 
nicht bestritten. Wir werden jetzt zuerst eine allgemeine Beratung durchführen und anschlies-
send das Reglement einzeln nach Paragraphen durchgehen. 
 
Markus Hutmacher, Präsident FGPK: Die FGPK hat sich am 12. August 2014 mit diesem 
Geschäft beschäftigt. Als Auskunftspersonen sind uns Stadträtin Regina Jäggi und die Herren 
Daniel Ringier und Samuel Häfliger von der Stadtpolizei zu Verfügung gestanden. In der 
Stadt Aarau sind 14 Taxiunternehmer mit 26 Fahrzeugen tätig. Es gibt zwei Typen von Be-
triebsbewilligungen: Mit der Bewilligung A werden Taxifahrten ab 11 Standplätzen am 
Bahnhof angeboten. Mit Bewilligung B werden Taxifahrten auf Bestellung ab privaten Stand-
plätzen durchgeführt. Taxis dürfen aber nicht suchend durch die Strassen fahren oder auf ei-
nem öffentlichen Parkplatz um Kunden werben. Das Taxireglement musste aufgrund eines 
Bundesgerichtsurteils revidiert werden. Gemäss diesem Urteil können Gesuche für die B -
Bewilligung durch den Stadtrat nur abgewiesen werden, wenn das Taxireglement durch die 
Legislative, also den Einwohnerrat, erlassen worden ist. Im neuen Reglement soll auch das 
bisher geltende Anciennitätsprinzip bei der Zuteilung der Standplätze durch eine Verlosung 
ersetzt werden. Zudem will man mit der Revision die Rechtsgrundlage für Gebührenerhebun-
gen bereinigen. Gemäss Auskunftspersonen ist die Anzahl und Lage der Standplätze mit den 
bisherigen Taxihaltern abgesprochen und entspricht dem Bedürfnis. Zusätzliche Standplätze 
z. B. in der Nähe der Altstadt sind nicht beliebt, weil keine Rotationen möglich sind. Es wäre 
aber möglich, dass temporäre oder zeitlich eingeschränkte Standplätze bewilligt würden. Die 
Vergabe der Standplätze nach dem Anciennitätsprinzip ist aus rechtlichen Gründen nicht 
mehr möglich, dies wiederspricht den Grundsätzen der freien Marktwirtschaft. Die vorge-
schlagene Verlosung ermöglicht eine Qualitätskontrolle der Gesuchsteller, da für Gesuche 
Minimalanforderungen an die Leistungserbringer definiert werden können. Ein Bieterverfah-
ren, bei welchem die Plätze über den Preis verteilt würden, führte mit grosser Wahrschein-
lichkeit zu einer Preissteigerung. Im Reglement sind zwar Maximaltarife vorgesehen, der 
Stadtrat möchte aber eigentlich nicht in den Markt eingreifen. Die Taxifahrer sind zur Offen-
legung der Tarife verpflichtet, und selbst am Bahnhof kann die Kundschaft das Taxi frei wäh-
len, es gibt also z.B. keinerlei Verpflichtung, das erste Taxi der Reihe zu benutzen. Aus der 
Kommission wurde angeregt, dass nebst dem Firmennamen auch der Name des Fahrers oder 
der Fahrerin ersichtlich sei beim Auto. Dem Antrag wurde durch die Kommission einstimmig 
zugestimmt und entsprechend liegt ein Kommissionsantrag zum § 25 vor. Ich werde die ein-
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zelnen Anträge nicht noch weiter ausführen, da sie die Präsidentin ja sowieso noch einmal 
vorlesen wird. Weiter wurde beantragt, dass umweltfreundliche Fahrzeuge gefördert werden 
müssen. Im § 29 soll entsprechend die "kann" Formulierung ersetzt werden. Die Auskunfts-
personen erklärten, dass der Stadtrat solche Fahrzeuge grundsätzlich fördern wolle. Die dazu-
gehörenden Detailfragen wie die Definition des Wortes umweltfreundlich oder die Höhe der 
Reduktion möchte er aber in der Verordnung und nicht im Reglement regeln. Weiter sollte die 
Reduktion nur auf Antrag der Taxihalter erteilt werden. Für die Mehrheit der Kommission ist 
dieses Vorgehen auch mit einer obligatorischen Variante möglich und entsprechend wurde 
diesem Abänderungsantrag im Verhältnis 7:3 zugestimmt. In der Schlussabstimmung stimmte 
die FGPK dem neuen Taxireglement einstimmig zu.  
 
Simon Burger: Die SVP-Fraktion unterstützt die Vorschläge des Stadtrates grundsätzlich und 
begrüsst insbesondere die marktwirtschaftliche Ausrichtung, also die öffentliche Ausschrei-
bung der Standplätze,  das Abweichen vom Anciennitätsprinzip, die Flexibilisierung der An-
forderungen an den Geschäftssitz der Unternehmen und auch die Freiheit der Tarife. Auf der 
anderen Seite begrüssen wir aber auch, dass man strenge Voraussetzungen schaffen will für 
die Erlangung der Betriebsbewilligung wie des Taxiausweises. Die Vorlage entspricht der 
Stossrichtung der SVP: Auf der einen Seite soll der freie Markt spielen, auf der anderen Seite 
wollen wir konsequente Leitplanken setzen. Wir haben aber auch gewisse Sorgen bezüglich 
der Entwicklung der Taxiunternehmen in Aarau. Wir haben die Vermutung oder Befürchtung, 
dass immer mehr unprofessionelle Unternehmer auf den Markt drücken. Man lässt sich die 
Pensionskasse auszahlen, kalkuliert falsch, kauft sich irgendein Taxi und verschwindet dann 
aber relativ schnell wieder, weil man Konkurs ging. Das wäre auf die eine Seite ja nicht so 
schlimm. Das Problem ist einfach, dass dieses Vorgehen die seriösen Anbieter konkurriert 
und schädigt. Auf der anderen Seite hat man alteingesessene Unternehmer, also seriöse An-
bieter, welche einen 24h-Betrieb sicherstellen und Dienstleistungen auch zu unrentablen Zei-
ten anbieten. Genau diese kommen dann unter Druck. Wir stellen auch fest, dass immer mehr 
ortsfremde Taxis in diesen Markt hineindrücken. Auch sie konkurrieren die seriösen Anbieter. 
Wir stellen auch ein gewisses unprofessionelles und illegales Verhalten der Taxifahrer fest. 
Es wird regelmässig "gewischt", also in der Gegend herumgefahren und aktiv nach Kund-
schaft gesucht. Oder man fährt unerlaubterweise durch die Altstadt. Teilweise können diese 
Fahrer kein oder nur wenig Deutsch sprechen und haben keine Ortskenntnisse. Aber eben: 
Konkurrenz ist wichtig. Dementsprechend unterstützen wir durchaus den vorliegenden Vor-
schlag. Auf der anderen Seite finden wir es aber auch wichtig, dass Missbräuche konsequent 
bekämpft werden. Als Missbräuche sehen wir eben, dass nur noch die lukrativen Zeiten ge-
zielt bedient werden, das "Wischen", das Befahren und Parkieren in der Altstadt trotz Verbot 
und unprofessionelle Betreiber, welche in den Markt hineindrängen. Genau hier sieht das Ta-
xireglement strengere Anforderungen vor, und zwar einerseits an die Betreiber, welche eine 
betriebliche Eignung vorweisen müssen und keine Vorstrafen haben dürfen, aber auch an die 
Taxifahrer, welche natürlich keine Vorstrafen haben dürfen, einen automobilistisch integren 
Leumund, Deutsch- und Ortskenntnisse aufweisen müssen. Das tönt gut in der Theorie, muss 
aber auch umgesetzt werden. Wir erwarten, dass das Taxireglement konsequent vom Stadtrat 
und von der Stadtpolizei umgesetzt wird, dass strenge Kontrollen durchgeführt und Missbräu-
che strickte bekämpft werden. Ganz in diesem Sinne haben wir drei Abänderungsanträge ge-
stellt, auf welche ich jetzt noch eingehen werde: § 5 Abs. 1 regelt die Voraussetzungen für die 
Betriebsbewilligung. Dort ist vorgesehen, dass ein Taxibetreiber über einen guten Leumund 
verfügen, die betriebliche und persönliche Eignung erfüllen und geordnete finanzielle Ver-
hältnisse haben muss. In Abs. 3 dieser Bestimmung heisst es, wenn eine juristische Person 
einen entsprechenden Antrag stellen würde, müssten die Voraussetzungen durch den Ge-
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schäftsführer erfüllt werden. Unserer Meinung nach sollte es richtiger heissen, dass sowohl 
durch die Gesellschaft wie auch durch den Geschäftsführer diese Voraussetzungen erfüllt 
werden müssten. Zudem betrachten wir den Begriff "persönliche Voraussetzungen" als un-
klar. Für uns ist unklar, was denn jetzt genau persönlich ist und was nicht. Wir würden es vor-
ziehen, wenn man nur von Voraussetzungen sprechen würde. In § 6 Abs. 2 ist vorgesehen, 
dass einem Betrieb die Bewilligung bei schwerwiegenden Reglementsverletzungen entzogen 
werden kann. Nicht vorgesehen ist das bei wiederholten, einfachen Zuwiderhandlungen gegen 
das Reglement. Wenn also ein Betrieb systematisch das "Wischen" einsetzt oder die Altstadt 
befährt, sind das eigentlich einfache Widerhandlungen gegen das Reglement, welche wieder-
holt begangen werden. In diesem Falle könnte aber keine Betriebsbewilligung entzogen wer-
den. Das ist unlogisch. In § 16 geht es um die Taxifahrerbewilligungen. Hier hat man genau 
das Gegenteil vorgesehen: Einer Person kann die Bewilligung entzogen werden, wenn wie-
derholt Reglementsverletzungen begangen werden. Wenn aber eine schwere Widerhandlung 
vorliegt, würde das eben nicht reichen, weil es nur einmalig ist. In der juristischen Termino-
logie ist es eigentlich üblich, dass solche Entzüge der Bewilligungen dort angeknüpft werden, 
wenn entweder eine schwere Widerhandlung vorliegt oder leichte Widerhandlungen wieder-
holt oder systematisch begangen werden. Das alte Reglement sieht das im Übrigen explizit so 
vor. Dort ist der Entzug von Bewilligungen bei schweren oder wiederholten Widerhandlungen 
möglich. Deshalb beantragen wir hier die Umformulierung. Der Antrag der FGPK verlangt 
das Auflegen des Taxiausweises. Das unterstützen wir, denn es dient der Transparenz. Die 
Kunden sollen wissen, mit wem sie es zu tun haben. Es vereinfacht v.a. bei Problemen eine 
Identifizierung. Auch den zweiten Antrag der FGPK, dass umweltfreundliche Fahrzeuge 
zwingend gefördert werden, wird von uns grossmehrheitlich unterstützt.            
 
Hüseyin Haskaya: Wir haben das Taxireglement in unserer Fraktion ebenfalls intensiv dis-
kutiert. Wir finden es gut, dass es ein neues Reglement gibt. Das vorliegende Taxireglement 
regelt das Taxiwesen und schafft auch Transparenz. Durch das Reglement ist vorgesehen, die 
Sache übersichtlicher zu machen und periodisch zu kontrollieren. Das schafft Vertrauen. Dass 
das Anciennitätsprinzip abgeschafft wird und stattdessen sachliche Kriterien eingebracht wer-
den, ist ein zusätzlich positiver Punkt. Der Stadtrat hat vor, einen Anreiz für umweltfreundli-
che Taxifahrzeuge zu schaffen. Das scheint uns ein gutes Zeichen zu sein. Wir erwarten dort, 
wo die Umwelt zum Thema wird, vom Stadtrat mehr Willen und Durchsetzungsvermögen, 
damit die Unternehmen den Sinn auch einsehen und umweltfreundliche Fahrzeuge anschaffen 
und benutzen. Da soll die Stadt Aarau konsequenter handeln und sich für die Umwelt aktiv 
einsetzen. Die SP-Fraktion stimmt dem Antrag des Stadtrates einstimmig zu.  
 
Christoph Waldmeier: Im Zusammenhang mit diesem Reglement hat mich die Meinung von 
betroffenen Taxifahrern von Aarau interessiert. Deshalb befragte ich am Bahnhof einmal dort 
anwesende Taxifahrer. Wir haben es schon ein paar Mal gehört: Vertrauen ist gut, Kontrolle 
ist besser. Auch Taxifahrer haben mir gesagt, dass das beste Reglement auch eine Kontrolle 
braucht. Es ist klar, dass die Stadtpolizei sehr viel zu tun hat, aber es wäre schön, wenn auch 
die neuen Regeln, wie z.B. die Beschriftungen der Preise, überprüft würden. Gemäss Informa-
tion der Stadtpolizei werde es wohl jetzt nicht einen abartig grossen Run auf die Aarauer Ta-
xibewilligungen geben. Nun vertraue ich in diesem Punkt der Aussage. Uns ist es aber wich-
tig, dass nicht plötzlich diejenige Unternehmung, welche vor etwa zwanzig Jahren das Taxi-
wesen in Aarau alleine am Leben hielt, zu kurz kommen wird in Zukunft. Nun zu den Abän-
derungsanträgen: Unserer Fraktion ist es sehr wichtig, dass umweltfreundliche Taxis symbo-
lisch belohnt werden mit Anreizen. Ein Aarauer Taxifahrer hat mir gesagt, dass sich Hybrid-
fahrzeuge nur lohnen würden, wenn sie von der Stadt zusätzlich subventioniert würden. Die 



Einwohnerrat Aarau 
Sitzung vom 25. August 2014 

Amtsperiode 2014/2017 
Seite 213 

 

Amortisationsdauer ist scheinbar doppelt so lange. Danach habe ich einmal bei den Taxiun-
ternehmen der Stadt Zürich nachgefragt. In der Taxizentrale von Zürich erhielt ich die genau 
gegenteilige Information. Folglich gehe ich davon aus, dass es im Moment wohl noch etwas 
ein Glaubenskrieg ist. Deshalb ist die symbolische Betragsreduktion sicher ein gutes Mittel. 
Zum Abänderungsantrag der SVP: Wir stimmen diesem zu, weil es tatsächlich Taxifahrer 
gibt, die suchend durch die Altstadt fahren, um ihr Taxi zu füllen. Dieses "Wischen", also das 
Aufsammeln von Passagieren in der Stadt, ist illegal und dies überlassen wir in der Altstadt 
lieber im herkömmlichen Sinne den Mitarbeitern des Werkhofes. 
 
Michel Meyer: Aus meiner Sicht muss man sagen, dass ein Taxireglement leider notwendig 
ist. Wir haben gesetzliche Vorgaben, welche das vorschreiben. Aber rufen wir uns da doch 
einmal kurz ins Gedächtnis, dass wir hier eigentlich über eine ganze Berufsgattung bestim-
men können. Stellen Sie sich einmal vor, dass es in Ihrem Beruf heissen würde, dass es für 
jeden nur noch eine begrenzte Anzahl Büroräume gäbe und dann die Stadt gesättigt wäre mit 
Bankern, Juristen und anderen Angestellten. Dies einmal vorab. Wenn man die aktuelle Situa-
tion betrachtet, kann man sich durchaus die Frage stellen, ob es heute eigentlich noch sinnvoll 
ist, öffentliche Standplätze zu vergeben. Auch ich habe einmal bei einer Heimfahrt die Chan-
ce wahrgenommen, den Taxifahrer zu fragen, wo ihn denn der Schuh drücke. Er hat auch ge-
sagt, wie wir das bereits gehört haben, dass es sehr ärgerlich sei, wenn man sich an die Vor-
schriften halte, aber dann feststellen müsse, dass in der Altstadt regelmässig am Wochenende 
vom Donnerstag bis früh am Sonntagmorgen die Autos vor den Beizen gezielt auf Kundschaft 
warten, also nicht nur herumfahren würden. Wer es nicht glaubt, dem kann ich auch noch 
Fotos zeigen, welche ich gemacht habe. Es darf also nicht sein, dass diejenigen, welche sich 
an die Vorgaben halten und Gebühren bezahlen, das Nachsehen haben und die anderen, wel-
che das nicht tun, einfach den grossen Profit ziehen können. Den grossen Profit machen die 
Taxiunternehmen nicht während der Woche, sondern am Wochenende. Wenn wir also schon 
ein solches Reglement haben müssen, sollten wir auch dafür sorgen, dass es konsequent 
durchgesetzt wird. An dieser Stelle auch der Hinweis, dass die Vergabe im Vierjahresrhyth-
mus durchaus marktwirtschaftlich sinnvoll ist. Man muss sich aber auch bewusst sein, dass 
für die Taxidienste damit hohe Unsicherheiten verbunden sind. Man überlegt sich eine Inves-
tition in einen neuen Fuhrpark sicher zweimal, denn es steht im Reglement, dass bei Ergrei-
fung von Rechtsmitteln die Frist verkürzt werden könne. In Aarau wissen wir nur zu gut, dass 
hier gerne Rechtsmittel ergriffen werden. Ich komme zum Schluss: Unsere Fraktion stimmt 
dem Antrag des Stadtrates, trotz all der von mir geäusserten Kritik, zu. Wir stimmen auch 
sämtlichen Abänderungsanträgen zu. Wir werden die Entwicklung des Vergabeverfahrens 
und auch das Verhalten der Taxifahrer genau im Auge behalten und allenfalls Massnahmen 
ergreifen. 
 
Regina Jäggi, Stadträtin: Ich freue mich, dass Sie das Taxireglement so exakt gelesen und 
hier bestens hineingesehen haben. Es ist in der Tat so, dass nicht nur vereinzelte von Ihnen 
mit den Taxifahrern gesprochen haben, sondern auch ich persönlich, zusammen mit Samuel 
Häfliger von der Stadtpolizei. Wir haben ihre Sorgen und Nöte ebenfalls angehört. Das ist 
auch hier in dieses Reglement eingeflossen. Wir haben wirklich versucht, die Anliegen der 
Taxifahrer im Reglement zu berücksichtigen, was von den Taxifahrern auch sehr geschätzt 
worden ist. Natürlich ist es schwierig, es allen Recht zu machen. Wir wissen, dass das "Wi-
schen" ein Problem ist – und der Stadtrat würde es auch lieber dem Werkhof überlassen. Die-
ses Problem ist uns allen bewusst, und es werden auch vermehrt Kontrollen durchgeführt. Die 
Polizei schaut schon, aber sie kann nicht überall sein. Ich möchte Sie einfach dazu ermuntern, 
gleich der Polizei zu telefonieren, wenn Sie so etwas sehen, damit die Polizei sofort kommen 
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und diese Taxifahrer büssen kann. Die Taxifahrer wissen, dass es verboten ist, probieren es 
aber aus, das ist klar. Wir haben eben zwei Seiten, nämlich diejenigen, welche sich daran hal-
ten und jene, welche das nicht tun. Wir versuchen, wie gesagt, das zu kontrollieren. Übrigens 
war es bis heute schon so, dass dies kontrolliert werden konnte. Das hat man auch getan. Die 
Taxifahrer mussten auch bis jetzt schon eine Prüfung über Orts- und Deutschkenntnisse able-
gen. Ich war gleich letzthin bei der Polizei, als Herr Häfliger diese Prüfung mit einem Taxi-
fahrer durchgeführt hat. Dieser Kandidat verfügte über zu wenige Kenntnisse und wurde noch 
einmal heimgeschickt zum Lernen. Es ist nicht so, dass Bewilligungen bis jetzt einfach so 
vergeben worden wären. Uns scheint es aber etwas gerechter zu werden, wenn man die Be-
willigungen nicht mehr nach dem Anciennitätsprinzip vergibt. Wir erhalten klare Vorschrif-
ten, wie wir es machen müssen. Es ist uns klar, dass jemand, welcher schon sehr lange dabei 
ist, gerne wieder einen Standplatz erhalten würde, aber es geht nun halt nach den Vorschrif-
ten. Wenn dieser Taxiunternehmer diese Vorschriften alle erfüllt, ist es ganz sicher mit ein 
Bewertungsgrund, wenn er sich bis jetzt dementsprechend verhalten hat. Es gibt ja immer 
Faktoren, welche hier auch noch hineinspielen. Alles in allem würde ich sagen, dass wir mit 
dem neuen Taxireglement gut fahren können. Den Abänderungsanträgen, welche Sie einge-
bracht haben, kann der Stadtrat in Absprache mit der Polizei sehr gut zustimmen. Noch zum 
Anreiz betr. umweltfreundlicher Taxis: Da haben wir tatsächlich darüber gelesen. Dem Stadt-
rat war es wirklich ein Bedürfnis, das hier anzubieten. Der Stadtrat wird natürlich Vollzugs-
bestimmungen dazu erlassen müssen, damit klar ersichtlich ist, was es dann genau bedeutet. 
Das wird der Stadtrat erst tun können, wenn das Reglement in Kraft ist.       
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Wir kommen nun zu den einzelnen Paragraphen. Zu kei-
nem von ihnen liegt eine Wortmeldung vor. Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, 
kommen wir zu den 
 
Abstimmungen  
 
Vorabstimmungen über die Abänderungsanträge: 
 
Abänderungsantrag SVP 
zu § 5 Abs. 3 

Wird die Bewilligung von einer juristischen 
Person beantragt, so müssen die persönli-
chen Voraussetzungen auch durch die ver-
antwortliche Geschäftsführerin bzw. den 
verantwortlichen Geschäftsführer erfüllt 
werden.   
 

einstimmig Ja 

Abänderungsantrag SVP 
zu § 6 Abs. 2 

Bei schwerwiegenden oder wiederholten 
Verletzungen von Vorschriften dieses Reg-
lements oder anderer einschlägiger Erlasse 
sowie bei Nichtbezahlung der Bewilligungs-
gebühren innert 60 Tagen ab Rechnungs-
stellung können Betriebsbewilligungen vom 
Stadtrat nach vorgängiger Anhörung vo-
rübergehend oder definitiv entzogen wer-
den. 
 

einstimmig Ja 

  



Einwohnerrat Aarau 
Sitzung vom 25. August 2014 

Amtsperiode 2014/2017 
Seite 215 

 

Abänderungsantrag SVP 
zu § 16 

Der Taxiausweis kann vom Stadtrat entzo-
gen werden, wenn die Inhaberin bzw. der 
Inhaber die Voraussetzungen gemäss § 15 
nicht mehr erfüllt. Ebenso kann er entzo-
gen werden, wenn die Inhaberin bzw. der 
Inhaber schwerwiegend oder wiederholt 
gegen Vorschriften dieses Reglements 
verstossen hat. 
 

einstimmig Ja 
 

Abänderungsantrag FGPK 
zu § 25 

Die Taxifahrerinnen und Taxifahrer sind 
verpflichtet, 
a) den Taxiausweis auf allen Fahrten mit-
zuführen und im Taxi für die Fahrgäste 
gut sichtbar anzubringen, 
b) im Taxifahrzeug dieses Taxireglement 
und eine allfällige Tarifordnung mitzufüh-
ren. Diese sind den Fahrgästen und den 
Polizeiorgangen auf Verlangen jederzeit zur 
Einsichtnahme vorzulegen. 
 

einstimmig Ja 

Abänderungsantrag FGPK 
zu § 29 

Der Stadtrat setzt über die Festlegung der 
Gebühren gemäss § 28 Abs. 1 lit. a und b 
Anreize für den Einsatz von umweltfreundli-
chen Taxifahrzeugen.  
 

36 Ja-Stimmen 
10 Nein-Stimmen 

 
 
Schlussabstimmung 
 
Der Einwohnerrat fasst einstimmig folgenden 
 
Beschluss 
 
Das Reglement über das Taxiwesen (Taxireglement) wird mit den beschlossenen Abänderun-
gen erlassen. 
 
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Refe-
rendum.  
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Traktandum 8 
 

GV 2014 - 2017 / 53 
 

63. Gemeindeverband Lindenfeld; Teilrevision der Satzungen, Genehmi-
gung 
 

 
Mit Botschaft vom 4. August 2014 unterbreitet der Stadtrat dem Einwohnerrat zu diesem Ge-
schäft den folgenden 
 
Antrag: Die Teilrevision der Satzungen des Gemeindeverbandes Lindenfeld mit Sitz in 

Aarau sei zu genehmigen. 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Die FGPK hat dieses Geschäft an ihrer Sitzung vom 
12. August 2014 beraten. Sie empfiehlt dem Einwohnerrat, die Teilrevision der Satzungen des 
Gemeindeverbandes zu genehmigen. Bei diesem Geschäft kann der Einwohnerrat keine Ab-
änderungsanträge beschliessen, es geht nur um eine Zustimmung oder Ablehnung. Wenn der 
Einwohnerrat das Geschäft ablehnt, müssten die Satzungen angepasst werden. Dann müssten 
auch die anderen Gemeinden den geänderten Satzungen wieder zustimmen. Auf ein Kommis-
sionsreferat der FGPK wird verzichtet. Nachdem keine Wortmeldungen vorliegen, kommen 
wir zur 
 
Abstimmung 
 
Der Einwohnerrat fasst einstimmig folgenden  
 
Beschluss 
 
Die Teilrevision der Satzungen des Gemeindeverbandes Lindenfeld mit Sitz in Aarau wird 
genehmigt. 
 
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Refe-
rendum.  
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Traktandum 9 
 

GV 2014 - 2017 / 34 
 

64. Beschlussfassung über die Überweisung der Motion von Mario Serra-
tore: Wechsel von der Pensionskasse der Stadt Aarau zu einer Sammel-
stiftung BVG 
 

 
Mit Datum vom 1. Mai 2014 hat Einwohnerrat Mario Serratore eine schriftlich begründete 
Motion eingereicht mit folgendem 
 
Begehren: Der Stadtrat wird beauftragt, den Anschlussvertrag der Stadt Aarau an die 

Pensionskasse der Stadt Aarau spätestens per 31. Dezember 2015 zu kündigen 
und dem Einwohnerrat Bericht und Antrag zu unterbreiten für den Anschluss 
an eine Sammelstiftung. 

 
Mit Bericht vom 7. Juli 2014 stellt der Stadtrat folgenden  
 
Antrag: Auf die Motion sei nicht einzutreten. 

 
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Der Stadtrat hat die Begründung dazu bereits schriftlich 
abgegeben.  
 
Hanspeter Hilfiker, Stadtrat: Mit seiner Motion hat Mario Serratore den Stadtrat aufgefor-
dert, die Anschlussvereinbarung an die PK der Stadt Aarau bis am 31. Dezember 2015 zu 
kündigen. Sie alle haben die Antwort des Stadtrates erhalten. Der Stadtrat hat das ganze An-
liegen als nicht motionsfähig beurteilt. Dies v.a. mit dem Hintergrund, dass es sich um ein 
Thema handelt, welches im Aufgaben- und Kompetenzbereich des Stadtrates liegt. Beim letz-
ten Mal, als dieses Thema im Einwohnerrat besprochen worden ist, lag die Situation vor, dass 
die Pensionskasse für eine Änderung der Statuten und Leistungen Beiträge aus dem öffentli-
chen Haushalt brauchte. Für den Stadtrat ist deshalb dieses Anliegen nicht motionsfähig. Aus 
diesem Grund stellt er den Antrag, auf diese Motion gar nicht einzutreten. Ich möchte aber 
trotzdem noch einige Zusatzinformationen abgeben: Der Stadtrat wie auch die Pensionskasse 
sind sich nach den Diskussionen vom letzten Jahr selber bewusst, dass die Situation weiterhin 
zu beobachten ist. Aus diesem Grund hat der Stadtrat mit der Pensionskasse auch verschiede-
ne Schreiben ausgetauscht. Im letzten Jahr wurde schon im Juni die Pensionskasse aufgefor-
dert, Lösungen und Massnahmen zu treffen, um die Situation zu verbessern. Wir alle wissen, 
dass wir ein Verhältnis der Versicherten zu den Leistungsempfängern von 2:1 haben. Das ist 
kein gutes Verhältnis. Es sollen Massnahmen getroffen werden, um das zu verbessern. Die 
Pensionskasse wurde dazu aufgefordert, darüber nachzudenken. Es wurden dann auch ver-
schiedene Vorschläge geliefert. So sollen Wachstumsmöglichkeiten gemacht und eine Intra-
netplattform geprüft und vorgesehen werden. Weiter soll die Planvielfalt angeschaut werden. 
Auch die Verwaltungs- und Risikokosten sollen weiter gesenkt werden. Die Pensionskasse 
hat dann im Dezember Antwort auf diese Vorschläge gegeben. Der Stadtrat hat im Januar 
wieder zurückgeschrieben und ihnen mitgeteilt, man wolle der Pensionskasse jetzt die Gele-
genheit geben, sich mit diesen Massnahmen zu beweisen und die Entwicklungen selber in die 
Hand zu nehmen. Die Situation ist heute so, dass verschiedene dieser Aktivitäten angelaufen 
sind und wir jetzt erneut auf dieses Motionsbegehren hin der Pensionskasse ein Schreiben 



Einwohnerrat Aarau 
Sitzung vom 25. August 2014 

Amtsperiode 2014/2017 
Seite 218 

 

geschickt haben. Der Stadtrat möchte bis zum 30. Juni 2015 einen Bericht über den Stand der 
Massnahmen erhalten, welche die Pensionskasse selber bereits in Angriff genommen hat. Auf 
der Basis dieses Berichtes können wir dann, aufgrund des Standes der Massnahmen zu diesem 
Zeitpunkt, über das weitere Vorgehen entscheiden. Der Einwohnerrat kann also sicher sein, 
dass sich der Stadtrat der Problematik bewusst ist. Er wird die Situation der städtischen Pen-
sionskasse weiter beobachten. In diesem Sinne kann das Begehren dieser Motion als "im 
Stadtrat aufgenommen" angesehen werden. Deshalb beantragt der Stadtrat grundsätzlich, dass 
auf diese Motion nicht einzutreten sei.  
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Ich übergebe nun das Wort an den Motionär Mario Serra-
tore. Bei der Einreichung der Motion war er noch Mitglied des Einwohnerrates, heute spricht 
er als Bürger der Stadt Aarau.       
 
Mario Serratore, Motionär: Es freut mich, dass ich heute Abend hier sein darf und Ihnen zu 
einem wichtigen Thema einige Worte sagen darf. Ich sage sicher weniger als das letzte Mal. 
Als ich meine Motion eingereicht habe, war ich zwar der Meinung, dass meine Anwesenheit 
heute Abend nicht mehr nötig sein würde. Die Motion enthält meines Erachtens mehr als ge-
nug Argumente. Ich hoffe, dass Sie sie lesen und sich damit auseinandersetzen konnten, so-
dass eigentlich keine weiteren Wortmeldungen mehr nötig sein sollten. Ich war davon über-
zeugt, dass der Stadtrat dem Einwohnerrat die Überweisung vorschlagen würde. Wir haben 
jetzt von Stadtrat Hanspeter Hilfiker gehört, weshalb das unter anderem nicht so ist. Ich 
möchte zu seinem Votum ein paar Sachen sagen: Wenn eine "humpelnde" Pensionskasse den 
Versuch unternimmt, selber und ohne Krücken zu gehen, dann kann ich Ihnen sagen, dass 
jeder im Rollstuhl landet. So sieht es ungefähr in der Praxis aus. Sie werden nie eine Pensi-
onskasse organisch sanieren bzw. in Ordnung bringen können in der Hoffnung, dass ein paar 
andere Personen, welche "humpeln", auch dazukommen. Das ist das, was dieser Pensionskas-
se fehlt, nämlich genügend Personen; v.a. genügend Personen im Verhältnis Aktive zu Passi-
ve, wie hier schon gesagt worden ist. Wenn wir jetzt auf den Zeitpunkt vom 30. Juni im 
nächsten Jahr warten, damit es dann noch einmal ein Jahr geht, bis man Handlungen in die 
Wege geleitet hat, falls das notwendig sein sollte, ist das schlichtweg verlorene Zeit. Das 
muss ich Ihnen einfach sagen. Ich habe aber eigentlich wirklich gedacht, diese Motion werde 
überwiesen. Offenbar habe ich die Rechnung ohne den Wirt bzw. ohne Juristen in unserer 
Stadtverwaltung gemacht. Es war für mich wirklich eine Enttäuschung, feststellen zu müssen, 
dass die von mir vorgeschlagenen Massnahmen, welche wohlverstanden für alle Seiten und in 
erster Linie für das Personal der Stadt Aarau Vorteile gebracht hätten, nicht mit Argumenten, 
sondern eben auf juristischem Weg verhindert werden sollen. Die Argumente sind offenbar 
ausgegangen. Wenn die Argumente ausgehen, versucht man es auf diesem Weg. Ich habe 
mich wirklich gefragt, wieso es eigentlich so erbitterten Widerstand gibt. Es gibt eigentlich 
nur zwei Gründe dafür: entweder wider besseren Wissens oder aus Schutz von Partikularinte-
ressen. Es ist etwas hart, das so zu sagen, aber es erscheint einem einfach etwas in der Art, 
wenn man sich noch an die Nebengeräusche vom letzten Jahr zurückerinnert. Wenn es das 
Zweite wäre, müssten wir uns alle hier im Saal ernsthaft Sorgen machen. Hier geht es um 
nicht mehr und nicht weniger als die Altersvorsorge der Angestellten der Stadt Aarau. Es war 
zusätzlich für mich eine Enttäuschung, diesen Bericht und Antrag zu lesen, weil der damalige, 
Dossier führende Stadtrat Beat Blattner in seinen Ausführungen an der Einwohnerratssitzung 
vom 15. Oktober 2012 die FGPK gelobt hatte. Warum hat er sie gelobt? Ich zitiere: "Diese 
Lösung zur Konsensfindung in der FGPK habe ich aber als ausserordentlich positiv ange-
schaut." Es ging darum, dass wir eingelenkt und nicht sofort "geschossen" haben. "Das könnte 
für die weitere Politik in dieser Stadt ein Vorbild sein. Das Geschäft wurde nicht einfach zu-
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rückgewiesen und dem Stadtrat gesagt, er habe seine Hausaufgaben wieder nicht gemacht, 
sondern es wurde zugesagt, dass man im Notfall, wenn es nichts Klügeres gäbe, bereit sei, die 
vorgeschlagenen Beiträge zu sprechen." Dies wurde dann ja auch getan wegen der Ausfinan-
zierung der 1. Tranche der Pensionierten im 1. Jahr. Aufgrund des jetzt vorliegenden Berichts 
und Antrags an den Einwohnerrat kann ich dem Stadtrat nicht das gleiche Kompliment ma-
chen. Im Gegenteil. Nun aber weg von den Emotionen und hin zur Sache: Pensionskasse ist 
nicht gleich Pensionskasse. Ich zitiere nochmals den ehemaligen Stadtrat Blattner aus der 
Einwohnerratssitzung vom 15. Oktober 2012: "Der Cashflow ist negativ." Zu diesem Zeit-
punkt ging also mehr Geld hinaus, als hereinkam. "Das ist ganz schlecht und hat mit dem für 
uns ganz unglücklichen Verhältnis zwischen Aktiven und Rentnern zu tun. Sie haben alle 
gesehen, was es braucht, um diesen Cashflow zu verbessern: Reduktion des Umwandlungs-
satzes, technischer Zinssatz, versicherungstechnische Grundlagen und Sparbeitragserhöhun-
gen." Unter anderem sagte er bezüglich Ausschreibung: "Der Stadtrat hofft natürlich auch, 
dass er eine Superlösung ohne irgendwelche Fussangeln finden wird, denn es geht um die 
Steuerzahlenden und die Mitarbeitenden." Das ist so anerkannt worden. Meine Damen und 
Herren, die Superlösung hatten wir auf dem Tisch. Das Angebot war vorhanden. Ich erwähne 
die wesentlichen Vorteile, die ein Wechsel gebracht hätte, nochmals: Es hätte eine bessere 
künftige Sanierbarkeit der Kasse bestanden, denn es geht viel einfacher, wenn das Verhältnis 
9:1 und nicht 2:1 ist, denn beide müssen bezahlen, der Arbeitgeber wie auch der Mitarbeiter, 
das ist ein wesentlicher Unterschied. Ein weiterer Vorteil wäre die Verbesserung des De-
ckungsgrades gewesen. Wir hatten einen Deckungsgrad von 102 und wären neu mit 108 hin-
eingegangen, und zwar gratis und franko. Zudem wären die Ausfinanzierungskosten von 1,5 
Mio. Franken weggefallen. Diese hätte man nicht bringen müssen. Man hätte keine Einkaufs-
kosten für die Rentner gehabt. Unter dem Strich wären dies Vorteile gewesen, und zwar je 
nachdem, wie es gerechnet worden wäre, zwischen 4 und 6,5 Mio. Franken. Der damalige 
Stadtrat sagte, das wäre zwar schon besser, aber sie wollten jetzt nicht. Das neue Auto wäre 
zwar gut und schöner, aber die Farbe gefällt einem nicht. So kam es mir etwas vor. Die aufge-
zählten Gründe, mit welchen der damalige Stadtrat den Wechsel abgelehnt hat, liegen Ihnen 
im Motionstext ebenfalls vor. Deshalb lese ich sie jetzt nicht noch einmal vor. Wenn ich das 
richtig gelesen habe, so haben Sie heute Abend die Gelegenheit, sofern Sie dies wollen und 
auch davon überzeugt sind, diese Sache in die richtige Richtung zu lenken. Wenn Sie der Mo-
tion zum Durchbruch verhelfen, tun Sie dies in erster Linie für die Angestellten der Stadt 
Aarau und später auch für den Steuerzahler. Nicht zuletzt die Angestellten der Stadt Aarau 
haben es meines Erachtens verdient, ihre Altersvorsorge auf einer solideren Basis zu wissen. 
Zuwarten bringt in diesem Falle gar nichts, im Gegenteil. Mit Zuwarten riskieren wir, dass 
wir am Schluss gar nicht mehr wechseln können bzw. noch viel mehr Geld in die Hand neh-
men müssen. Das ginge dann zulasten aller.   
 
Christian Dubs: Der immense Vorteil eines Milizparlamentes liegt darin, dass alle Parlamen-
tarierinnen und Parlamentarier ihre spezifischen, beruflichen Fachkenntnisse bei den ver-
schiedenen Sachgeschäften einbringen können. Mario Serratore ist unbestritten ein Fachmann 
auf dem Gebiet der beruflichen Vorsorge – ein sehr versierter Fachmann. Aus diesem spezifi-
schen Fachwissen heraus bereitete es ihm auch immer wieder Bauchschmerzen, wenn jeweils 
im Zweijahresrhythmus vom Stadtrat Kreditbegehren in Millionenhöhe zur Ausfinanzierung 
von Deckungslücken der städtischen Pensionskasse an den Einwohnerrat gestellt werden 
mussten. Aufgrund seiner beruflichen Erfahrung wusste er aber auch, dass dies nicht zwin-
gend so hätte sein müssen und er bemühte sich, dem Stadtrat Alternativen aufzuzeigen, wie 
diese regelmässigen Unterdeckungen durch den Wechsel der städtischen PK in eine kollektive 
Sammelstiftung vermieden werden könnten; dies notabene, ohne irgendwelche Leistungsein-
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bussen für die Versicherten, sondern einzig und alleine aufgrund der Tatsache, dass die städti-
sche Pensionskasse ein sehr ungünstiges Verhältnis von Prämienzahlern zu Rentenempfän-
gern aufweist und es verschiedene Sammelstiftungen gäbe, die diesbezüglich ein viel günsti-
geres Verhältnis aufweisen. Leider, und das muss ich sagen, erwies sich der Stadtrat in dieser 
Beziehung als äusserst beratungsresistent und zog einen Wechsel der Pensionskasse gar nie 
wirklich ernsthaft in Erwägung. So auch jetzt nicht. Diesmal verschanzt er sich einfach hinter 
formaljuristischen Ausflüchten, dass dieses Begehren nicht motionsfähig sei und es einzig 
und alleine in der Kompetenz des Stadtrates liege, zu entscheiden, welcher Pensionskasse die 
Angestellten der Stadt angeschlossen sein sollen. Was aber dann eindeutig über die Kompe-
tenz des Stadtrates hinausgeht, ist in der Regel die Höhe der Kreditbeträge, die zum Ausgleich 
der jeweiligen Unterdeckung beantragt werden müssen. Diese Zuschüsse in die PK sind ein-
zig und allein dem falschen Entscheid, bei einer eigenen PK-Lösung zu bleiben, geschuldet. 
Die Kreditanträge zur Ausfinanzierung von Deckungslücken der städtischen Pensionskasse 
haben in den letzten Jahren etliche Millionen an Steuergeldern verschlungen. Mario Serratore 
hat vorhin eine Schätzung von 4 bis 6,5 Mio. Franken abgegeben, und zwar nebst den 1,5 
Mio. Franken, welche wir vor erst zwei Jahren gesprochen haben. Bei einem Wechsel hätte all 
dies eingespart werden können. Ich wage gar zu behaupten, dass wir auf die ganzen 
Sparübungen von Stabilo 1 und 2 hätten verzichten können, wenn wir schon vor 10 Jahren 
den Wechsel der städtischen PK in eine Sammelstiftung vorgenommen hätten – und das ohne 
irgendwelche Einbussen für die Versicherten. Die nach Mario Serratores letztem Vorstoss 
vom Jahre 2012 eingesetzte Arbeitsgruppe mit Einbezug einer externen Beratungsfirma kam 
mit dem überaus deutlichen Stimmenverhältnis von 5:1 zum Schluss, dass ein Anschluss an 
eine Sammelstiftung vorgenommen werden sollte. Dies hat dem damaligen Stadtrat nicht so 
recht gepasst. Deshalb wurde eine Zweitmeinung einer weiteren externen Firma eingeholt. 
Zum Leidwesen des Stadtrates kam auch diese zum selben Schluss. Das hat den damaligen 
Stadtrat nicht in seiner vorgefassten Meinung beeinflusst und er hat entschieden, und zwar aus 
absolut nicht nachvollziehbaren Gründen, gleichwohl bei der stadteigenen PK-Lösung zu ver-
bleiben. Ich gebe es zu: Für die Stiftungsräte der städtischen Pensionskasse mag das lässig 
sein, drei- oder viermal im Jahr zusammen einen glatten Abend zu verbringen und auf Kosten 
der Stadt warm essen gehen zu können. Aber wenn das das einzige Kriterium für den Ver-
bleib bei einer eigenen PK-Lösung ist, dann steht das stadträtliche Argumentarium  auf eher 
wackeligen Beinen. Das Problem der städtischen Pensionskasse ist dadurch überhaupt nicht 
gelöst, denn dieses besteht, wie schon mehrmals gesagt worden ist, aus dem ungünstigen Ver-
hältnis von Rentenempfängern zu Beitragszahlern. Wenn die Stadt Aarau keinen Wechsel von 
der PK-Eigenlösung zum Anschluss an eine BVG-Sammelstiftung vornimmt, wird uns dieses 
altbekannte Problem immer und immer wieder einholen. Deshalb empfehlen wir Ihnen die 
Überweisung der Motion von Mario Serratore. Die Stadt Aarau hat eine bessere PK-Lösung 
verdient. Die städtischen Angestellten haben eine bessere PK-Lösung verdient. Und auch die 
Aarauer Steuerzahler haben eine bessere PK-Lösung verdient, nämlich eine PK-Lösung, die 
nicht alle 2 bis 3 Jahre mit Millionenzuschüssen saniert werden muss. Darum bitte ich Sie 
alle, auf diese Motion einzutreten und den stadträtlichen Antrag auf Nichteintreten abzu-
lehnen. 
 
Daniel Siegenthaler: Ich möchte auf zwei Punkte eingehen: Im Jahr 1998 hat der Einwohner-
rat einstimmig beschlossen, die privatrechtliche Stiftung "Pensionskasse der Stadt Aarau" zu 
gründen. Damals hat der Einwohnerrat bewusst die Zuständigkeiten von Einwohnerrat und 
Stadtrat neu geordnet. Der Stadtrat ist dementsprechend zuständig für den Anschlussvertrag 
der Einwohnergemeinde mit der Pensionskasse der Stadt Aarau. Damit ist es zurzeit gar nicht 
möglich, dass der Einwohnerrat in diese Zuständigkeitsregelung eingreift. Der Stadtrat hat, 
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wie wir das gehört haben, im vergangenen Jahr Abklärungen vorgenommen und gesehen, 
dass auch andere PK-Lösungen möglich wären. Die Pensionskasse der Stadt Aarau hat seither 
verschiedene Massnahmen realisiert oder eingeleitet, um die eigene Position zu stärken. Nach 
Auskunft des Stadtrats verfolgt er diese Entwicklung, und er wird bis Mitte nächstes Jahr die 
Ergebnisse dieser Anstrengungen sowie die Situation überprüfen. Dann wird überprüft, ob der 
Anschlussvertrag gekündigt werden soll oder nicht. Wir vertrauen darauf, dass diese Überprü-
fung auch tatsächlich erfolgt. Aus diesen Gründen stimmt die SP-Fraktion dem Antrag des 
Stadtrates auf Nichteintreten einstimmig zu.  
 
Susanne Heuberger: Die optimalste Lösung für die städtische Pensionskasse – dieses Anlie-
gen möchten alle für sich beanspruchen. Was ist das? Der Stadtrat beharrt darauf, dass der 
Einwohnerrat nicht zuständig sei, jetzt zu entscheiden, ob diese Motion überwiesen werde 
oder nicht. Wenn wir bezahlen dürfen bzw. müssen, dann sind wir zuständig. Ich bin der 
Meinung, wenn wir bezahlen dürfen bzw. müssen, dann müssen bzw. dürfen wir auch etwas 
dazu sagen, wann und wie wir bezahlen möchten. Der Stadtrat sagt "Nichteintreten". Das hat 
er vor zwei Jahren auf eine Motion, welche ebenfalls von Mario Serratore eingereicht, dann 
aber zurückgezogen worden ist, auch schon argumentiert. Auch damals sollte nicht auf die 
Motion eingetreten werden. Das ist das einfachste, was man machen kann. Der Stadtrat ver-
schanzt sich hinter der Aussage, er habe dies juristisch abklären lassen. Mir persönlich ist 
keine juristische Auslegung bekannt, welche diese Aussage des Stadtrates stützen würde. Fra-
gen Sie drei Juristen und Sie erhalten vier Antworten. Wir bestreiten das jetzt einfach und 
sagen, wir seien auch zuständig. Wir möchten das gerne geklärt haben, wer hier wirklich das 
Sagen hat. Aus diesem Grunde sind wir von der SVP-Fraktion heute Abend einstimmig dafür, 
dass wir auf die Motion eintreten. Das möchten wir Ihnen auch beliebt machen. Wir entschei-
den in diesem Sinne noch nicht über die Aufkündigung der städtischen Pensionskasse, son-
dern nur darüber, dass der Stadtrat noch einmal kommen und sich erklären muss und sich 
nicht hinter fadenscheinigen Begründungen verschanzen kann. Wir haben es mehrfach gehört, 
dass das letzte Mal sog. "Softfaktoren" entscheidend waren, dass der Wechsel nicht vollzogen 
wurde. Wir haben gut 1,5 Mio. Franken im Vertrauen darauf bezahlt, dass der Stadtrat, wenn 
es eine bessere Möglichkeit gibt, den Wechsel vornimmt. Das hat der Stadtrat wider sämtli-
cher Fakten nicht getan. Der Heimatschutz ist definitiv vorbei. Ich habe mich noch etwas an-
deres gefragt, je länger ich dieses Geschäft begleiten darf oder muss: Was ist mit der Befan-
genheit? Im Moment haben wir die Situation, dass im Stadtrat 4 von 7 Personen in dieser 
städtischen Pensionskasse versichert sind. Es muss mir einmal jemand sagen, ob hier nicht 
Interessenskollisionen oder Eigeninteressen vorhanden sind. Ich finde, das müsste hier doch 
einmal ganz deutlich angesprochen werden. Beim letzten Mal war das noch etwas weniger 
ausgeprägt, aber es ist nun vorhanden. Bei dieser Abstimmung heute Abend ist es so: Unser 
Mitglied Jürg Schmid ist auch Mitglied des Stiftungsrates der Pensionskasse. Er wird bei der 
Abstimmung in den Ausstand treten. Es würde mich sehr interessieren, wie die Abstimmun-
gen im Stadtrat verlaufen, wenn die Pensionskasse Thema ist.        
 
Lukas Häusermann: Die CVP-Fraktion teilt die Meinung der FDP und ist für Eintreten auf 
die Motion. Primär geht es um die Leistungen, welche die Mitarbeitenden und Pensionäre der 
Stadt Aarau von ihrer Pensionskasse erwarten können und um die Kosten, welche mit diesen 
Leistungen verbunden sind. Wir haben von Marion Serratore bereits gehört, welches die Eck-
punkte sind und möchte das nicht noch einmal ausführen. Ich bin mir allerdings nicht ganz 
sicher, und das muss ich hier auch noch sagen, ob wir auf die Stabilo-Diskussionen hätten 
verzichten können oder wollen, wenn wir schon früher gewechselt hätten. Ich glaube, es ist 
klar, dass wir hier ein Problem haben und es etwas kostet. Wichtiger ist für uns eigentlich 
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doch eher der andere Punkt: Mit der Unterstützung der Motion wollen wir auch eine bessere 
Governance, also eine transparente Steuerung der Pensionskassengelder erreichen. Die Stadt 
Aarau darf bei den Pensionskassengeldern nur im Interesse der Mitarbeitenden der Stadt Aar-
au handeln. Eine Rücksichtnahme auf den Leistungserbringer, in unserem Fall die Stiftung 
Pensionskasse der Stadt Aarau, ist fehl am Platz, ebenso die Rücksichtnahme auf andere Un-
ternehmen, die der gleichen Kasse angeschlossen sind, auch wenn sie IBAarau AG heissen. 
Dass dies nicht selbstverständlich ist, haben die Aussagen des Stadtrates vor einem Jahr zur 
dringenden Anfrage zur Evaluation Pensionskasse der Stadt Aarau gezeigt. Der Stadtrat hat 
damals bewusst eine bessere Lösung für die Stadt Aarau zugunsten der Solidarität mit ande-
ren angeschlossenen Unternehmen und der grösseren Einflussnahme durch die Stadt Aarau 
ausgeschlagen. Das kann alles im Protokoll vom 17. Juni 2013 nachgelesen werden. Für die 
CVP-Fraktion ist deshalb klar, dass im Interesse der Stadt Aarau und ihrer Angestellten der 
Anschluss an eine unabhängige Sammelstiftung langfristig zu klaren, ehrlichen und entspre-
chend nachhaltigen Lösungen führt. Der Wechsel ist zu wichtig, als dass wir lange zuwarten 
können. Deshalb stimmen wir für Eintreten auf die Motion. 
 
Markus Hutmacher: Ich muss sagen, dass ich mich nicht vorbereitet habe, aber ich bin jetzt 
trotzdem erstaunt, welchen Lauf diese Eintretensdebatte nimmt: Ich höre nur die Aussage des 
Stadtrates, dass diese Motion nicht motionsfähig sei. Aber ich erwarte eigentlich eine Eintre-
tensdebatte, also Argumente, weshalb diese Motion motionsfähig sei. Ansonsten stünde es 
Mario Serratore auch frei, sein Anliegen in ein Postulat umzuwandeln. Ich finde es etwas er-
staunlich, dass hier ständig materiell diskutiert wird, aber man sich offensichtlich einfach über 
das Reglement hinwegsetzen will. Ich bin kein Jurist, aber auf mich macht es diesen Ein-
druck.   
 
Hanspeter Hilfiker, Stadtrat: Ich merke natürlich, in welche Richtung diese Diskussion 
geht. Das ist nach den Diskussionen, welche wir im letzten Jahr gehabt haben, auch nicht wei-
ter verwunderlich. Ich möchte doch noch einmal auf einige Sachen, welche jetzt gesagt wor-
den sind, zurückkommen: Die Situation, wie wir sie heute haben, ist natürlich nicht mehr ge-
nau dieselbe wie vor einem Jahr. Mit diesem Nichtanschluss an die Sammelstiftung vor einem 
Jahr haben wir die 1,5 Mio. Franken in die Pensionskasse eingebracht. Der Umwandlungssatz 
wurde geändert. Jetzt sind wir in einer neuen Situation. Der Stadtrat ist sich bewusst, dass das 
Verhältnis von Aktiven und Passiven nicht günstig ist und besser werden muss. Er beobachtet 
das auch. All die vorgebrachten Argumente, dass die Pensionskasse in eine bessere Situation 
hineinentwickelt werden muss, sind dem Stadtrat selbstverständlich bewusst. Ich will Ihnen 
einfach sagen, dass sich der Stadtrat mit diesen Themen auseinandergesetzt hat. Uns ist klar, 
dass wir hier nicht wieder eine Situation haben wollen, in welcher wir mehrere Steuermillio-
nen in die Pensionskasse einschieben müssen, sondern diese Aktionen, welche wir im Verlau-
fe des letzten Jahres auch mit der Unterstützung der Pensionskasse lanciert haben, beurteilen 
und dann entscheiden werden, wenn es soweit ist. Es wurde mehrfach die Reglementsfrage 
betr. Zuständigkeit angesprochen. Die Situation ist so: Solange man keine Steuergelder aus 
der Einwohnergemeinde, also Zuschüsse von aussen, braucht, liegt dieses Geschäft im Kom-
petenzbereich des Stadtrates. Aus diesem Grunde sagt der Stadtrat, das Begehren sei nicht 
motionsfähig. Ich kann auch noch in Zahlen sagen, wie viele Steuergelder wir effektiv in die-
ser Pensionskasse haben: 2007 wurden 4,8 Mio. Franken beim Wechsel des Primates in die 
PK gebracht. 2009, also nach der Finanzkrise, wurden 4 Mio. Franken bezahlt, um die ganze 
Ausfinanzierung wieder hinzubringen und im vergangenen Jahr waren es die erwähnten 
1,6 Mio. Franken. Dies war nicht wegen einer Sanierung, denn eine solche brauchte es nicht, 
aber der Umwandlungssatz wurde reduziert. Das wird wegen der demographischen Verände-
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rungen bei mehr oder weniger allen Pensionskassen in der nächsten Zeit passieren. Selbstver-
ständlich gibt es in einer Pensionskasse, welche ein besseres Verhältnis hat, also vielleicht 9:1 
oder 8:1, etwas mehr Spielraum, dass diese Umwandlungssätze länger behalten werden kön-
nen. Das ist dem Stadtrat alles bewusst. Er beobachtet die Situation. Der Stadtrat weiss auch, 
dass diese Steuergelder natürlich eine ganz heikle Situation darstellen. Der Stadtrat ist sich 
aber auch bewusst, dass es um die Mitarbeitenden geht. Es geht um die Versicherungsleistun-
gen derjenigen, welche jetzt im Rahmen dieser PK versichert sind. Es braucht sehr aufwändi-
ge Informations- und Verwaltungsabklärungen. Der Stadtrat hat geprüft, ob er 12 Monate, 
nachdem dies einmal gemacht worden ist, im Rahmen einer parallel laufenden Aktivierung 
allfälliger Offerten, welche vielleicht in diese Kasse hineinkommen, nicht noch einmal die-
selben Abklärungen machen müsste. Er hat geschaut, ob er nach diesen 12 Monaten ein ver-
einfachtes Verfahren machen könnte. Das geht aber nicht, da die PK nicht mehr in derselben 
Situation ist, wie noch vor einem Jahr. Wir müssten also alles noch einmal durchlaufen. Die 
ganze Verwaltung müsste sich wieder mit den wichtigen Fragen beschäftigen. Das können 
wir aber auch in einem Jahr machen, wenn sich zeigt, dass sich die Aktivitäten, welche wir 
ausgelöst haben und welche auch Diskussionen hier im Einwohnerrat auslösten, nicht zu einer 
Verbesserung der Situation führen. In diesem Sinne kann man sicher sagen, es sei nicht "wi-
der besseren Wissens", denn der Stadtrat ist sich der Situation der PK bewusst. Partikularinte-
ressen wurden angesprochen: Ja, natürlich haben wir eine Situation mit städtischen Angestell-
ten, der IBAarau AG und wenigen Versicherten ausserhalb der städtischen Betriebe. Aber ich 
kann hier auch sagen, dass z.B. Jolanda Urech als Stiftungsratspräsidentin in den Ausstand 
geht, wenn wir zu diesen Themen Entscheide im Stadtrat fällen müssen. Susanne Heuberger 
hat die Situation angesprochen, dass eine Mehrheit des Stadtrates in dieser PK versichert sei. 
Das ist richtig, so ist die heutige Situation. Wir haben aber auch dazu der Stadtkanzlei den 
Auftrag erteilt, diese "Government-Situation" abzuklären. Das wird in den nächsten Monaten 
ebenfalls passieren. Deshalb noch einmal: Der Stadtrat beantragt Ihnen, nicht auf diese Moti-
on einzutreten. Sie können aber sicher sein, dass der Stadtrat all diese Themen, welche Sie 
jetzt angesprochen haben, wie auch die gesamte Situation beobachten wird. Mitte nächstes 
Jahr wird der Stadtrat, basierend auf dem Bericht, welchen er von der PK erhält, die entspre-
chenden Entscheide fällen.    
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur 
 
Abstimmung 
 
Der Einwohnerrat fasst mit 23 Nein-Stimmen gegen 14 Ja-Stimmen und 8 Enthaltungen 
(Ausstand Jürg Schmid als Mitglied des Stiftungsrates der PK) folgenden 
 
Beschluss 
 
Der stadträtliche Antrag auf Nichteintreten wird abgelehnt. Auf die Motion von Mario Serra-
tore "Wechsel von der Pensionskasse der Stadt Aarau zu einer Sammelstiftung BVG" wird 
somit eingetreten. 
 
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 2 der Gemeindeordnung keinem Referendum. 
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Traktandum 10 
 

GV 2014 - 2017 / 51 
 

65. Beschlussfassung über die Überweisung des Postulates von Gabriela 
Suter: Beteiligung der Stadt Aarau an der e-Voting-Testphase ("Vote 
électronique") des Kantons 
 

 
Mit Datum vom 27. Juni 2014 hat Einwohnerrätin Gabriela Suter ein schriftlich begründetes 
Postulat eingereicht mit folgendem 
 
Begehren: Der Stadtrat wird gebeten zu prüfen, ob die Voraussetzungen gegeben sind, 

damit sich die Stadt Aarau als Pilotgemeinde an der geplanten e-Voting-
Testphase ("Vote électronique") des Kantons beteiligen kann und, wenn dies 
möglich ist, beim Kanton die entsprechende Bewerbung einzureichen. 

 
Mit Bericht vom 4. August 2014 stellt der Stadtrat folgenden  
 
Antrag: Der Einwohnerrat möge das Postulat überweisen und gleichzeitig abschrei-

ben. 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Der Stadtrat hat die Begründung dazu bereits schriftlich 
abgegeben.  
 
Jolanda Urech, Stadtpräsidentin: Das Wichtigste haben Sie, kurz und bündig abgefasst, in 
der Begründung zum Postulat von uns zugestellt bekommen: Die Stadt Aarau hat sich bei 
diesem Thema aktiv eingebracht. Dadurch steht sie auf der Liste der interessierten Gemein-
den. Der Stadtrat fand es richtig, als Kantonshauptstadt bei einem so wichtigen Vorhaben 
mitzumachen. Zudem beheimatet Aarau ja das Zentrum für Demokratie ZDA, welches das 
ganze Projekt im Auftrag des Bundes wissenschaftlich begleitet. Das ist ein guter Rahmen, 
um an diesem Projekt teilzunehmen und sich einbringen zu können. Wie Sie wissen, ist dieser 
Entscheid noch nicht gefallen. Wir wissen noch nicht, ob Aarau definitiv dabei sein wird, aber 
das sollte in der nächsten Zeit entschieden werden. Dann weiss man, welche Gemeinden mit-
machen können. Der Grosse Rat hat zumindest den Kredit für das Pilotprojekt bewilligt. Nach 
diesem Pilotprojekt geht es dann natürlich darum, wie man weiterfahren will, aber da wird 
auch wieder der Kanton gefordert sein. In diesem Sinne kann man eigentlich sagen, dass das 
Begehren des vorliegenden Postulates bereits umgesetzt ist. Deshalb beantragt Ihnen der 
Stadtrat auch, das Postulat zu überweisen und gleichzeitig abzuschreiben.       
 
Gabriela Suter: E-Voting wird kommen, und zwar zuerst in den Gemeinden, welche bei die-
sem Pilotprojekt mitmachen. Bei der Einreichung meines Postulates war das noch nicht ganz 
so klar, wie das jetzt auch von Seiten des Stadtrates kommuniziert wird. Aus diesem Grunde 
habe ich das Postulat eben auch verfasst. Ich hoffe sehr, dass Sie die Bemühungen des Stadt-
rates und der Verwaltung für eine Bewerbung, um Pilotgemeinde zu werden, unterstützen. 
Noch etwas zum e-Voting: Der Kanton Aargau ist seit 2010 beim Projekt des Bundes als Pio-
nier mit dabei. Dieses Projekt hat bereits 2007 begonnen. Die Aargauer Auslandschweizerin-
nen und -schweizer können bereits seit 2010 elektronisch abstimmen. Bereits 66 % der 
stimmberechtigten Aargauerinnen und Aargauer, welche im Ausland wohnen, nutzten bei den 
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letzten Abstimmungen dieses Instrument gemäss Aargauer Zeitung. In Estland beispielsweise, 
wo e-Voting von Anfang an gepuscht worden ist, benutzen bereits Zweidrittel der Stimmbe-
rechtigten das e-Voting. Immer wieder wird das Thema Sicherheit genannt. Das ist uns natür-
lich auch unglaublich wichtig, so v.a. Datenschutz und -sicherheit. Von Seiten des Kantons ist 
mir versichert worden, dass man nie dasselbe System wie im Kanton Genf hatte, wo es ja 
einmal einen Vorfall gab, indem eine Ja-Stimme in eine Nein-Stimme umgewandelt werden 
konnte. Landammann Roland Brogli hat ja auch anlässlich der Beratung vom 24. Juni 2014 
zur Sprechung der Gelder für die Pilotphase versichert, dass im Kanton Aargau das Motto 
"Sicherheit vor Tempo" gelte. Man schaut also, dass eine zweite Systemgeneration verwendet 
wird, damit das Ganze noch sicherer ist. E-Voting wird kommen, ob wir wollen oder nicht. 
Wir finden, dass es richtig und wichtig ist, dass die Hauptstadt da teilnimmt, wie das die 
Stadtpräsidentin ja auch erklärt hat. Es soll eine praxistaugliche Lösung gefunden werden. 
Wir sind eine grosse Gemeinde mit vielen Stimmberechtigten. Es ist gut, wenn man da mit 
der Zeit Erfahrung sammeln und die eigenen Bedürfnisse einbringen kann. E-Voting wird 
kommen, und Aarau ist eben dabei. Anfangs September gibt es in Aarau gleich zwei Veran-
staltungen zu diesem Thema: Am 5. September findet hier im Grossratssaal ein ganztägiger 
Workshop dazu statt. Es ist eine Veranstaltung, welche durch das ZDA mitveranstaltet wird. 
Die Freundinnen und Freunde des ZDA haben die Gelegenheit, auch an einer Podiumsdiskus-
sion zu e-Voting mit Pro und Contra teilzunehmen. Diese findet am 2. September statt. Es ist 
also ein Thema, das kommen wird. Wir sollen doch mitmachen bei diesem Pilotprojekt. Ich 
bitte Sie deshalb, das Postulat zu unterstützen.      
 
Peter Jann: Ich möchte die Sitzung nicht unnötig viel länger machen und werde deshalb kurz 
sprechen: Die Postulantin lädt die Stadt ein, sich als Pilotgemeinde an der geplanten Testpha-
se von e-Voting zu beteiligen. Sie trifft auf offene Türen, bzw. die Stadt ist schon als Pilot-
gemeinde vorgemerkt und somit das Begehren bereits umgesetzt. Dennoch empfehle ich, die 
Überweisung aus folgenden Gründen abzulehnen: Die technischen Risiken werden derzeit 
von den Verantwortlichen bei Bund und Kanton sehr optimistisch eingeschätzt, und zwar 
trotz hochkomplexen Abläufen. Auch die Generation 2 dieser neuen Systeme wird den Ha-
ckerangriffen wahrscheinlich ausgesetzt sein. Die Risiken beim Gebrauch des Systems durch 
die Anwender selber werden gar nicht erst in Betracht gezogen. Mit dem Computer wird mit 
demselben Medium abgestimmt, das auch die politische Werbung und Propaganda übermit-
telt. Das öffnet Manipulationen von dritter Seite Tür und Tor. Mit dieser Komplexität verbun-
den sind finanzielle und personelle Unwägbarkeiten für Stadt, Kanton und Bund. Das ist v.a. 
in Zeiten von Stabilo und kantonaler Leistungsanalyse sehr überdenkenswert. In wenigen Jah-
ren werden Softwareupdates notwendig sein, dann müssen die entsprechenden Hardwarean-
passungen gemacht werden und alles wird orchestriert von externen Experten und operativ 
betreut von zusätzlichem IT-Personal. Für Pilotgemeinden ist der Versuch in den ersten Jah-
ren durch den Kanton subventioniert – durch den gleichen Kanton, der jetzt im Rahmen der 
Leistungsanalyse Millionen einzusparen gedenkt. Das erinnert mich ein bisschen an die Gra-
tiszigaretten für Jugendliche bei Openair-Veranstaltungen. Es ist absehbar, dass die Stadt in 
einigen Jahren für die Kosten selber aufkommen muss. Ob sie dann noch aussteigen kann, ist 
fraglich. Das Bedürfnis für e-Voting ist nicht ausgewiesen. Es ist bestenfalls ein Konsum-
wunsch, welcher die Anspruchsmentalität unserer heutigen Gesellschaft wiederspiegelt: alles, 
zu jeder Zeit, ohne Aufwand. Der Beitrag an die Demokratisierung der Gesellschaft ist damit 
mehr als fraglich, im Gegenteil: Demokratie wird zum selbstdarstellenden Akt zwischen Sel-
fie, Facebookeintrag oder belanglosem Chat. Die angestrebte Mausklick-Demokratie wird der 
Bedeutung des Stimmrechts nicht gerecht. Um ein Ja, Nein oder einen leeren Stimmzettel 
muss gerungen werden. Ist jemand nicht bereit, sich an unserer demokratischen Meinungsbil-
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dung zu beteiligen, ohne das per Mausklick tun zu können, soll er halt nicht abstimmen. Auf 
diese Stimmen kann man verzichten. Fazit: E-Voting birgt hohe Risiken und wenig Chancen. 
Es bringt neue Kosten und trägt kaum zur Stärkung der Demokratie bei. Innovativ sein heisst, 
vielleicht für einmal nicht auf jeden Hype einzutreten, sondern auch mal abzuwarten, was 
denn daraus wird, auch als Kantonshauptstadt. Das Abstimmen ist schon heute einfach genug. 
Wer will, kann mitmachen. Wir haben im Moment dringlichere und v.a. reale Aufgaben zu 
bewältigen. In der AZ wurde das e-Voting als Zug beschrieben, der nicht aufzuhalten sei. Mir 
ist bei der Lektüre spontan der Cisalpino in den Sinn gekommen. Sie lachen – ich denke, Sie 
wissen, was es mit dem Cisalpino auf sich hat. Ich bitte Sie deshalb, dieses Postulat abzu-
lehnen.     
 
Jolanda Urech, Stadtpräsidentin: Ich danke Herrn Jann für sein kritisches Votum. Er 
spricht einige Punkte an, welche stimmen und einem nachdenklich machen können. Man 
muss aber dennoch sagen, dass es halt so ist: Unsere Zeit verändert sich, und damit verändert 
sich auch die Gesellschaft und ihre Ansprüche. Man spricht heute von e-Government, von e-
Democracy und von e-Voting. Wir müssen uns diesen Herausforderungen auch stellen. Der 
Stadtrat ist der Meinung, dass es besser sei, wenn wir von Anfang an aktiv dabei sein können, 
als wenn man einfach zuschaut. Ich mag mich noch daran erinnern, als es darum ging, den 
Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern die Möglichkeit zu geben, schriftlich abzustimmen und 
zu wählen: Da ging auch ein solcher Aufruhr durch die Bevölkerung. Es war doch jeweils so 
schön, wenn man am Sonntagmorgen bis zur Zoohandlung anstand. Das wurde zu einem 
schönen Brauch. Anschliessend ging man noch zusammen zum Kaffee. Wenn man schriftlich 
abstimmte, sei niemand mehr auf der Strasse. Stattdessen würden nur noch die Kuverts in die 
Schlitze geworfen. So wurde damals argumentiert. Heute ist die Realität, dass 80-90 % 
schriftlich abstimmen. Auch das hat dem Zeitgeist entsprochen. Beim e-Voting ist es etwas 
Ähnliches. Wenn man ein wenig verfolgt hat, was beim Auslandschweizerkongress in Baden 
zum Schwerpunktthema Informationstechnologie und soziale Medien diskutiert worden ist, so 
sieht man, dass nicht so eindeutig beantwortet werden kann, ob das Demokratie fördernd oder 
schädigend ist. Ich denke, es ist sehr interessant, dass das ZDA dieses Projekt begleitet und 
auf diese Frage fokussieren wird. Unter dem Strich ist der Stadtrat der Meinung, dass es gut 
ist, bei diesem Projekt dabei zu sein, auch wenn wir gewisse Gefahren und Aspekte, welche 
Sie angesprochen haben, auf keinen Fall negieren möchten. Wir stehen natürlich auch schon 
auf der Liste des Kantons für das Pilotprojekt. Der Stadtrat bittet Sie, dieses Postulat zu über-
weisen und gleich abzuschreiben.   
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur 
 
Abstimmung 
 
Der Einwohnerrat fasst mit 24 Ja-Stimmen gegen 16 Nein-Stimmen folgenden 
 
Beschluss 
 
Das Postulat von Gabriela Suter "Beteiligung der Stadt Aarau an der e-Voting-Testphase 
("Vote électronique") des Kantons" wird überwiesen und gleichzeitig abgeschrieben. 
 
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 2 der Gemeindeordnung keinem Referendum. 
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Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit sind wir am Schluss der heutigen Sitzung ange-
langt. Ich danke allen für das engagierte Diskutieren und wünsche Ihnen eine gute Heimkehr 
und eine gute Nacht. Die nächste Sitzung findet am 22. September 2014 statt – und bis dann 
ist auch auf dem Kalender Herbst. 
 
Schluss der Sitzung: 22.20 Uhr    
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